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Management Summary  

Das Observatorium zum Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der EU kommentiert in diesem Be-

richt gestützt auf sein Mandat die Auswirkungen des freien Personenverkehrs auf die Entwicklung der Migrati-

onsströme und deren Einfluss auf die demografische Dynamik, den Arbeitsmarkt und die soziale Sicherheit. 

Im Jahr 2025 belief sich der Wanderungssaldo gegenüber der EU/EFTA auf 50 900 Personen. Er fiel damit im 

Kontext einer weiteren Abschwächung der Wirtschaftsdynamik tiefer aus als in den vorangehenden drei Jahren, 

lag aber weiterhin über dem Mehrjahresmittel. Die Freizügigkeitszuwanderung ist stark arbeitsmarktorientiert und 

daher eng an den Bedarf der Wirtschaft gekoppelt. 2025 gingen 70 Prozent aller an EU/EFTA-Staatsangehörige 

erteilten Aufenthaltsbewilligungen an Personen mit einem Arbeitsvertrag. Sie stammen weiterhin mehrheitlich aus 

den Nachbarländern. 

Gross war die Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften in den vergangenen Jahren in den wissensintensi-

ven Dienstleistungen und im Gesundheitswesen. Starken Gebrauch von der Rekrutierung im EU/EFTA-Raum 

machen jedoch auch das Gastgewerbe, der Bau und die Industrie. Im Jahr 2025 stammten – unter Mitberücksich-

tigung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern – 50 Prozent der Beschäftigten in der Chemie- und Pharmain-

dustrie aus dem EU/EFTA-Raum, in der Uhrenindustrie und im Gastgewerbe waren es je 42 Prozent, im Bauge-

werbe 34 Prozent. Demgegenüber wird der Arbeitskräftebedarf in den staatsnahen Bereichen, insbesondere im 

Bildungswesen und in der öffentlichen Verwaltung, vorwiegend durch Schweizerinnen und Schweizer gedeckt. 

Damit hat sich über die Jahre eine Arbeitsteilung zwischen in- und ausländischen Arbeitskräften akzentuiert, in 

der Zugewanderte häufiger Positionen einerseits in besonders wachstumsstarken, wissensintensiven Wirtschafts-

zweigen, andererseits aber auch in Bereichen mit fordernden Arbeitsbedingungen und oftmals geringer Beschäf-

tigungsstabilität wahrnehmen. 

Gesamtwirtschaftlich betrachtet resultierte die Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte über die vergangenen 

15 Jahre in einem Zuwachs des in der Schweiz geleisteten Arbeitsvolumens um rund 0.8 Prozent pro Jahr. Zugleich 

wurde die demografische Alterung der inländischen Bevölkerung auf dem Arbeitsmarkt immer stärker spürbar: 

Jahr um Jahr erreichen mehr ältere Schweizerinnen und Schweizer das Rentenalter, als junge ins Erwerbsleben 

eintreten. Die einheimische Erwerbsbevölkerung entwickelt sich daher rückläufig. Das Arbeitsvolumen der 

Schweizerinnen und Schweizer nahm über die vergangenen 15 Jahre deshalb insgesamt nicht mehr zu, obwohl die 

Erwerbsbeteiligung in den vergangenen Jahren angestiegen ist. Entsprechend hängt das Wirtschaftswachstum der 

Schweiz bereits heute in erster Linie von Zuwanderung und Produktivitätsgewinnen ab. Im Zeitraum zwischen 

2010 und 2025 belief sich das durchschnittliche Wachstum des realen BIP der Schweiz auf 1.8 Prozent pro Jahr. 

Bei einem jährlichen Wachstum von Arbeitsproduktivität und Bevölkerungsbestand um je rund 1.0 Prozent, resul-

tierte ein Zuwachs des BIP pro Kopf um 0.8 Prozent pro Jahr.  

Gestützt auf die Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung des BFS ist zu erwarten, dass die Bevölkerung im Er-

werbsalter auch bei anhaltender Zuwanderung künftig weniger stark wachsen wird als die Gesamtbevölkerung. Im 

Referenzszenario halbiert sich das Wachstum der Erwerbsbevölkerung bis 2040 relativ zu den vorangehenden 15 

Jahren. Dabei wirkt Zuwanderung der demografischen Alterung entgegen und mildert die damit verbundene 

Herausforderung, das Wohlstandsniveau für die nachfolgenden Generationen zu erhalten. 
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Um die negativen Auswirkungen der demografischen Entwicklung abzufedern, kommt neben einer weiterhin mög-

lichst arbeitsmarktnahen Zuwanderung auch der bestmöglichen Ausschöpfung der im Inland vorhandenen 

Erwerbspotenziale grosse Bedeutung zu. Mit einer Erwerbsquote von 84.8 Prozent im Jahr 2025 ist die Er-

werbsbeteiligung der 15-64-jährigen Schweizerinnen und Schweizer allerdings bereits sehr hoch. Die vollzeitäqui-

valente Quote lässt mit 72.2 Prozent gleichwohl Spielraum zur Steigerung des Erwerbseinsatzes erkennen. 

EU/EFTA-Staatsangehörige sind mit einer Erwerbsquote von 87.3 Prozent noch häufiger erwerbsaktiv als Schwei-

zerinnen und Schweizer; bei einer vollzeitäquivalenten Erwerbsquote von 79.1 Prozent sind sie ausserdem in hö-

heren Beschäftigungsgraden tätig. Ihr durchschnittliches Erwerbspensum lag 2025 bei 88.6 Prozent, gegenüber 

81.4 Prozent für Schweizerinnen und Schweizer; die Teilzeitquote belief sich auf 25.7 Prozent (Männer 12.4%, 

Frauen 44.2%), unter Schweizerinnen und Schweizern auf 40.1 Prozent (Männer 19.9%, Frauen 61.0%). Diese 

Ergebnisse sind Ausdruck eines ausgesprochen starken Arbeitsmarktbezugs der Freizügigkeitszuwanderung. Die 

Erwerbslosenquote erreichte in einem angespannten konjunkturellen Umfeld im Jahr 2025 4.8 Prozent und über-

stieg damit ihr konjunkturneutrales Niveau leicht. Langfristig betrachtet blieb die strukturelle Arbeitslosigkeit je-

doch weiterhin auf tiefem Niveau. Trotz starker Arbeitsmarktzuwanderung sind weder die Einheimischen noch 

die Zugewanderten selbst heute häufiger von Erwerbslosigkeit betroffen als vor 15 Jahren. Dies lässt auf einen 

aufnahmefähigen Arbeitsmarkt und eine hohe Komplementarität zwischen zugewanderten und einheimischen Ar-

beitskräften schliessen.  

Die Nominallöhne stiegen im Durchschnitt der vergangenen 15 Jahre um 0.9 Prozent pro Jahr, der Reallohnzu-

wachs belief sich auf 0.5 Prozent pro Jahr. Der Medianlohn für eine Vollzeitstelle belief sich im Jahr 2024 auf 

7 024 Franken brutto pro Monat, gegenüber 6 207 Franken im Jahr 2010 (+817 Franken resp. 13.2 Prozent). Die 

Lohnstruktur blieb weitgehend stabil; die Lohnungleichheit, gemessen am Verhältnis der höchsten zu den tiefsten 

Löhnen, weitgehend konstant. Praktisch unverändert ist auch der Tieflohnanteil: 2024 lag dieser bei 10.8 Prozent. 

Da die Lohnentwicklung und Veränderungen im Lohngefüge von verschiedenen Faktoren (u.a. Konjunktur, Infla-

tion, Produktivitätsentwicklung, Wettbewerbssituation) abhängig sind, lassen diese Ergebnisse keine direkten 

Rückschlüsse auf mögliche Auswirkungen der Zuwanderung zu. Auf der Grundlage bestehender Erkenntnisse ist 

das Risiko negativer Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf die Löhne in erster Linie im Zusammenhang 

mit der Grenzgängerbeschäftigung erhöht. Darauf lassen Lohnunterschiede zwischen Grenzgängern und Ansässi-

gen schliessen, die sich in Tessin und Jurabogen durch lohnrelevante Merkmale nicht vollständig erklären lassen.  

Bezüglich der finanziellen Auswirkungen des FZA im Bereich soziale Sicherheit ist festzustellen, dass EU/EFTA-

Staatsangehörige mit 27.7 Prozent anteilsmässig deutlich mehr an Beiträgen an AHV und IV leisten, als sie mit 

15.3 Prozent an Leistungen in Form von IV- oder AHV-Renten beziehen. Da sie häufig vor Erreichen des Pensi-

onsalters wieder auswandern, beziehen sie auch nur einen geringen Anteil der Ergänzungsleistungen. Aufgrund 

ihres erhöhten Arbeitslosenrisikos leisten sie hingegen weniger an Beiträgen an die Arbeitslosenversicherung als 

sie an Arbeitslosenentschädigung beziehen. Ihre Sozialhilfequote lag 2024 bei 2.3 Prozent und damit geringfügig 

höher als unter Schweizerinnen und Schweizern (1.8 Prozent).  
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Einleitung 

Über diesen Bericht 

Das Observatorium zum Freizügigkeitsabkommen (FZA) hat den Auftrag, die Auswirkungen der Personenfreizü-

gigkeit auf die demografische Dynamik, den Arbeitsmarkt und die soziale Sicherheit zu beurteilen (vollständiges 

Mandat des Observatoriums s. Anhang). Folgende Kernfragen stehen dabei im Vordergrund:  

 

Migration und Demografie: Wie entwickelte sich die Zuwanderung seit Inkrafttreten der Personenfreizügig-

keit, wie setzte sie sich zusammen und wie beeinflusst sie Bevölkerungsentwicklung und -struktur?  

Wirtschaft und Arbeitsmarkt: Welche Rolle spielt Zuwanderung für Wirtschaftswachstum und Wohlstand? 

Wie gut gelingt die Arbeitsmarktintegration der Freizügigkeitszugewanderten im Quervergleich mit anderen 

Bevölkerungsgruppen und wie entwickeln sich die Arbeitsmarktergebnisse der Ansässigen im Kontext einer 

anhaltend starken Arbeitsmarktzuwanderung? Führt Zuwanderung zu Verdrängung auf dem Arbeitsmarkt 

oder hindert sie eine bestmögliche Ausschöpfung der inländischen Arbeitskräftepotenziale?  

Soziale Sicherheit: Welche finanziellen Konsequenzen hat die Personenfreizügigkeit für die Systeme der 

sozialen Sicherheit? In welchem Umfang tragen Zugewanderte zur Finanzierung der Sozialversicherungen 

bei und in welchem Verhältnis stehen diese Beiträge zum Bezug von Leistungen? Belastet die Personenfrei-

zügigkeit die Sozialhilfe? 

 

Der vorliegende Bericht informiert über die wichtigsten Erkenntnisse zu diesen Fragen. In jeder Ausgabe werden 

zudem punktuell spezifische Fragestellungen aufgegriffen und vertieft (vgl. Anhang für eine Übersicht über 

frühere thematische Beiträge): Der diesjährige Bericht enthält einen Exkurs zur Bedeutung ausländischer Arbeits-

kräfte für die Schweizer Industrie (s. Abschnitt 1.2) sowie eine Illustration zur künftigen Entwicklung der Er-

werbsbevölkerung unter dem Einfluss unterschiedlich hoher Zuwanderung (gestützt auf die Bevölkerungs- und 

Erwerbsszenarien des BFS) (s. Abschnitt 2.1).  
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 Migration und Demografie 

 Migrationsdynamik 

 Wanderungssaldo 

Seit Inkrafttreten der Personenfreizügigkeit im Jahr 2002 belief sich die Nettozuwanderung aus dem Ausland, d.h. 

der Saldo aus Ein- und Auswanderungen ausländischer Staatsangehöriger, insgesamt auf durchschnittlich 71 300 

Personen pro Jahr. Kumuliert entspricht dies bis Ende 2025 rund 1.7 Millionen Personen. Rund drei Fünftel davon 

(61 Prozent resp. rund 43 800 pro Jahr) ging auf Personen aus dem EU/EFTA-Raum zurück, zwei Fünftel (39 

Prozent resp. 27 500 Personen pro Jahr) auf Drittstaatsangehörige. 

Die Freizügigkeitszuwanderung ist stark auf den Arbeitsmarkt ausgerichtet und wird weitgehend von der Nach-

frage nach ausländischen Arbeitskräften bestimmt. Im Jahr 2025 belief sich der Wanderungssaldo gegenüber der 

EU/EFTA auf 50 900 Personen und fiel damit im Kontext einer weiteren Abschwächung der Wirtschaftsdynamik 

tiefer aus als in den vorangehenden drei Jahren, lag aber weiterhin über dem Mehrjahresmittel (vgl. A 1.1).  

Die Nettozuwanderung aus Drittstaaten betrug im Jahr 2025 32 800 Personen. Anders als die Freizügigkeitszu-

wanderung handelt es sich dabei mehrheitlich um Familiennachzug und Fluchtmigration, nur ein kleiner Teil be-

trifft Arbeitskräfte, die im Rahmen des Kontingentssystems im Ausland rekrutiert werden (vgl. auch Abschnitt 

1.2.1 zu den Einwanderungsgründen). Einen historischen Höchstwert erreichte die Drittstaatszuwanderung mit 

netto 83 500 Personen im Jahr 2023 als Folge des Ukrainekriegs; eine deutlich erhöhte Zuwanderung aus Dritt-

staaten wurde davor zuletzt im Jahr 2016 im Zuge der «Flüchtlingskrise» verzeichnet (36 100 Personen). 

Langfristig betrachtet hat die Gesamtzuwanderung aus dem Ausland seit der Jahrtausendwende in der Tendenz 

zugenommen und die Bevölkerungsentwicklung, die ansonsten von einer negativen Wanderungsbilanz der 

Schweizerinnen und Schweizer, sinkenden Geburtenraten und einer beschleunigten demografischen Alterung ge-

prägt war, stark beeinflusst (vgl. dazu Abschnitt 1.3).  

  

A 1.1  Wanderungssaldo nach Staatsangehörigkeit, 2002-2025  

Ständige Wohnbevölkerung (in 1 000) 

 

Quelle: ESPOP, ab 2011 STATPOP (BFS). Daten für das Jahr 2025 provisorisch 
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 Herkunft und Wiederauswanderung 

Die herkunftslandspezifische Zusammensetzung der EU/EFTA-Zuwanderung in die Schweiz hat sich von Jahr zu 

Jahr – unter dem Einfluss der wirtschaftlichen Entwicklung in den Herkunftsstaaten und der schrittweisen Öffnung 

gegenüber Osteuropa – laufend verändert. 

Konstant blieb dabei die vorrangige Bedeu-

tung der drei grossen Nachbarstaaten: Per-

sonen aus Deutschland, Frankreich und Ita-

lien machten knapp 60 Prozent der 

gesamten seit dem Jahr 2002 aus der 

EU/EFTA verzeichneten Nettozuwander-

ung aus (vgl. A 1.2). Aus Deutschland 

stammten dabei im Durchschnitt 12 800 

Personen pro Jahr (2025: 13 900),  aus 

Frankreich 6 400 (2025: 10 400) und aus 

Italien 6 000 Personen (2025: 7 900). 

Daneben war in den frühen Jahren der Per-

sonenfreizügigkeit und während der Euro-

krise auch die Zuwanderung aus Portugal 

hoch, in den vergangenen Jahren ging 

diese aber deutlich zurück. Im Durch-

schnitt der Jahre 2002 bis 2025 belief sich 

der Wanderungssaldo gegenüber Portugal 

auf 5 200 Personen (2025: 1 000). 

Mit der schrittweisen Erweiterung der Per-

sonenfreizügigkeit erlangte auch Osteu-

ropa als Rekrutierungspool für Schweizer 

Unternehmen eine gewisse Bedeutung 

(vgl. Anhang für eine Übersicht über die 

etappenweise Ausdehnung des FZA). Die 

Öffnungsschritte schlugen sich jeweils kurzfristig in einem Anstieg der Zuwanderung nieder. Im Durchschnitt der 

Jahre 2002-2025 belief sich die jährliche Nettomigration aus Osteuropa (vorwiegend Polen, Rumänien und Un-

garn) auf insgesamt 7 900 Personen (2025: 7 400).  

Freizügigkeitszugewanderte bleiben oftmals nicht längerfristig in der Schweiz wohnhaft. Längsschnittbetrachtun-

gen für die Einwanderungskohorten 2011 bis 2015 zeigen, dass rund 20 Prozent der aus dem EU/EFTA-Raum in 

die ständige Wohnbevölkerung eingewanderten Personen innerhalb der ersten zwei Jahre nach Einreise (t2) bereits 

wieder ausgewandert sind; fünf Jahre (t5) nach der Einreise liegt die Wiederauswanderungsquote bei 35 Prozent, 

10 Jahre (t10) später bei 45 Prozent (vgl. A 1.2). Erfolgt die Einreise als Kurzaufenthalter (nicht ständige Wohnbe-

völkerung), folgt in 70 Prozent der Fälle eine Wiederausreise binnen der ersten zwei Jahre. Diese Muster sind über 

die Kohorten hinweg weitgehend identisch. Sie verdeutlichen, dass mit der Arbeitskräftemigration eine grosse 

Dynamik einhergeht, die bei alleiniger Betrachtung der Nettogrössen verborgen bleibt. 

A 1.2  Anteil einzelner Herkunftsstaaten an der Nettozuwanderung aus dem EU/EFTA-Raum 

Ständige Wohnbevölkerung, Durchschnitt 2002-2025 (Werte 2025 in Klammern) 

 

Quelle: ESPOP, ab 2011 STATPOP (BFS); für 2025 ZEMIS (SEM) 
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A 1.3  Wiederauswanderungsquote von EU/EFTA-Staatsangehörigen 

Anteil Personen, die nach einer Einwanderung in die Schweiz wieder ausgewandert sind,  

nach Aufenthaltstitel bei Einreise, Einwanderungsjahrgänge 2011-2015 

 

Quelle: DVS (BFS) 
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 Grenzgängerbeschäftigung 

Neben den Personen, die in die Schweiz einwandern, sind insbesondere auch Grenzgängerinnen und Grenzgänger 

für den Arbeitsmarkt von Bedeutung. Bereits vor der Einführung der Personenfreizügigkeit gab es keinerlei quan-

titative Beschränkungen für Grenzgänger, erst mit Abschaffung der Grenzzonen1 im Jahr 2007 wurde die Grenz-

gängerbeschäftigung aber vollständig liberalisiert. Im Jahr 2025 waren schweizweit rund 409 100 Personen als 

Grenzgänger in der Schweiz tätig (vgl. A 

1.4), was 7.6 Prozent der Gesamtbeschäf-

tigung und 21.8 Prozent aller ausländi-

schen Arbeitskräfte in der Schweiz ent-

sprach. Der Grenzgängerbestand hat sich 

damit gegenüber dem Jahr 2002 um das 

2.5-fache erhöht und ist so deutlich stärker 

gewachsen als die Zahl der Erwerbstätigen 

insgesamt, welche im selben Zeitraum um 

rund 30 Prozent zugenommen hat. Beson-

ders hohe Zuwachsraten waren zuletzt in 

der Phase der wirtschaftlichen Erholung 

von der Covid-Krise festzustellen; im 

Zuge der jüngsten konjunkturellen Abküh-

lung fielen sie schwächer aus, blieben aber 

positiv.    

Im Jahr 2025 waren drei Viertel der Grenz-

gängerbeschäftigten in einem der fünf 

grenznahen Kantone Genf, Tessin, Waadt, 

Basel-Stadt oder Basel-Land tätig. Den 

höchsten Anteil an der Beschäftigung 

machten Grenzgänger mit 31.8 Prozent im 

Kanton Tessin aus, gefolgt von den Kanto-

nen Genf (26.7 Prozent), Jura (23.9 Pro-

zent), Basel-Stadt (17.8 Prozent) und Ba-

sel-Land (15.6 Prozent), Neuenburg (13.9 

Prozent) und Schaffhausen (11.5 Prozent) 

(vgl. A 1.5). Nach Wohnsitzland betrachtet 

stammen 2025 fast drei Fünftel der Grenzgänger/-innen (236 300 Personen resp. 58 Prozent) aus Frankreich, wei-

tere 23 Prozent aus Italien (92 200 Personen) und 16 Prozent aus Deutschland (67 500 Personen); 2 Prozent pen-

deln aus Österreich oder Liechtenstein (zusammen 9 600 Personen), ein restliches Prozent aus einem nicht angren-

zenden Staat (v.a. Polen, Slowakei) zu. Grenzgänger sind nach wie vor häufig im verarbeitenden Gewerbe tätig 

 

 

1 Bei den Grenzzonen handelte es sich um in den jeweiligen Grenzgängerabkommen mit den Nachbarstaaten bezeichnete Gemeinden in Grenz-

nähe, in welchen die Grenzgänger/innen wohnhaft sein mussten und in denen eine Anstellung von Grenzgängern/innen erlaubt war. 

A 1.5  Anteil Grenzgänger an den Beschäftigten, nach Kanton 

im Jahr 2023 (aktuellste verfügbare Daten zur Beschäftigung nach Kanton) 

 

Quelle: Grenzgängerstatistik, STATENT (BFS)  

 

A 1.4  Grenzgänger aus dem Ausland – Bestand und Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

Jahresdurchschnittswerte, 2002-2025 

 

Die Grenzgängerstatistik wird jeweils rückwirkend revidiert. Die gezeigten Ergebnisse beruhen auf 

Stand Ende April 2026.  

Quelle: Grenzgängerstatistik (BFS); Werte 2024 und 2025 provisorisch 
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(2025: 90 000 Personen oder 22 Prozent des Grenzgängerbestands), daneben zählen der Handel (52 600; 13 Pro-

zent), die freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen (47 100; 12 Prozent), der Bereich 

der sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (u.a. Personalverleih, 46 300; 11 Prozent) oder das Gesundheits- 

und Sozialwesen (43 800; 11 Prozent) viele Grenzgänger/innen. 

 Temporäre Arbeitsmigration  

Als Formen der temporären Arbeitsmig-

ration sind Kurzaufenthalter mit L-Be-

willigung von meldepflichtigen Kurz-

aufenthaltern zu unterscheiden. Arbeits-

kräfte mit L-Bewilligung halten sich be-

fristet, in der Regel für weniger als ein 

Jahr in der Schweiz auf. Ihr Bestand 

schwankt unterjährig stark und ist kon-

junktursensibel; im längerfristigen Ver-

lauf hat er abgenommen (vgl. A 1.6). 

Dies hat auch damit zu tun, dass während 

der schrittweisen Einführung der Perso-

nenfreizügigkeit und deren späteren Aus-

dehnung Aufenthaltsbewilligungen B 

phasenweise nur begrenzt verfügbar wa-

ren und stattdessen vermehrt Kurzaufent-

haltsbewilligungen erteilt wurden. Mit 

Aufhebung der Kontingentierung wur-

den diese dann teilweise in Aufenthalts-

bewilligungen umgewandelt. Im Jahr 

2025 belief sich der Bestand an Personen 

mit einer Kurzaufenthaltsbewilligung im 

Jahresdurchschnitt auf rund 40 000 Per-

sonen; das entspricht einem Anteil an der 

Beschäftigung von rund einem Prozent.  

Nicht bewilligungspflichtig sind Kurz-

aufenthalte zu Erwerbszwecken dann, 

wenn die Einsätze weniger als 3 Monate 

resp. 90 Tage pro Kalenderjahr dauern – es besteht dann lediglich eine Meldepflicht via elektronisches Online-

Meldeverfahren. Von dieser Regelung machen einerseits grenzüberschreitende Dienstleistungserbringende (Ent-

sandte und Selbständige) Gebrauch, andererseits ermöglicht sie auch bewilligungsfreie kurzzeitige Stellenantritte 

bei Schweizer Arbeitgebenden. Insgesamt waren im Jahr 2025 270 000 Personen als meldepflichtige Kurzaufent-

halter in der Schweiz aktiv (vgl. A 1.7).  

Spiegelbildlich zum Rückgang der bewilligungspflichtigen Kurzaufenthalte hat die Anzahl der Meldepflichtigen 

im Laufe der Jahre zugenommen, wobei der Zuwachs über die letzten 10 Jahre ausschliesslich auf eine Zunahme 

A 1.7  Meldepflichtige Kurzaufenthalterinnen und Kurzaufenthalter (Aufenthalt <90 Tage)  

Anzahl Personen pro Jahr und Veränderung gegenüber dem Vorjahr, 2005-2025 

 

Quelle: Zentrales Migrationsinformationssystem ZEMIS (SEM) 
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A 1.6  Erwerbstätige Kurzaufenthalterinnen und Kurzaufenthalter (L)  

Jahresdurchschnittlicher Bestand und Veränderung gegenüber dem Vorjahr, 2005-2025 

 

Quelle: Erwerbstätigenstatistik ETS (BFS) 
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der meldepflichtigen Stellenantritte bei Schweizer Arbeitgebenden zurückzuführen war, während die grenzüber-

schreitende Dienstleistungserbringung seither tendenziell leicht rückläufig war. Insgesamt leisteten meldepflich-

tige Kurzaufenthalter 2025 ein Arbeitsvolumen im Umfang von 10.3 Millionen Einsatztagen, was (bei 254 geleis-

teten Arbeitstagen je vollzeitäquivalenter Stelle) dem Arbeitsvolumen von etwa 40 700 Jahresarbeitskräften und 

einem Anteil an der Gesamtbeschäftigung von rund einem Prozent entspricht.  

Kurzaufenthalter kommen vorwiegend in befristeten Verträgen in Bau- und Gastgewerbe, Landwirtschaft oder 

Industrie zum Einsatz, oftmals auch via Personalverleih. Trotz ihrer (im Vergleich zu Zugewanderten und Grenz-

gängern) relativ geringen quantitativen Bedeutung, sind sie wichtig für Flexibilität und Anpassungsfähigkeit dieser 

Wirtschaftszweige an die für sie typischen ausgeprägten saisonalen oder konjunkturellen Zyklen betrieblicher 

Auslastung. Durch die Kurzfristigkeit der Einsätze besteht in diesen Bereichen aber auch ein erhöhtes Risiko für 

Verstösse gegen Lohn- und Arbeitsbedingungen.  

 Merkmale der Freizügigkeitsmigration 

 Einwanderungsgründe 

Menschen wandern aus unterschiedlichen Gründen in die Schweiz ein. Für Staatsangehörige aus der EU/EFTA 

stellt die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit den häufigsten Einwanderungsgrund dar: 70 Prozent der im Jahr 2025 

an EU/EFTA-Staatsangehörige erteilten Aufenthaltsbewilligungen gingen an Personen mit einem Arbeitsvertrag 

in der Schweiz. Dieser Anteil war über die vergangenen Jahre konstant hoch. Insgesamt stammten damit 2025 95 

Prozent aller im Ausland rekrutierten Arbeitskräfte aus dem EU/EFTA-Raum.    

Zweitwichtigster Einwanderungsgrund ist der Familiennachzug: Auf diesen entfielen 18 Prozent der im Jahr 2025 

an EU/EFTA-Staatsangehörige ausgestellten Aufenthaltsbewilligungen. In 36 Prozent der Fälle handelt es sich 

dabei um die Zuwanderung eines Ehepartners, 64 Prozent entfallen auf Kinder; nur selten reisen weitere Ver-

wandte nach (0.1 Prozent resp. 19 Personen im Jahr 2025) - sofern deren Unterhalt sichergestellt werden kann, 

A 1.8  Im Jahr 2025 neu erteilte Aufenthaltsbewilligungen, nach Staatsangehörigkeit und Einwanderungsgrund 

Ständige ausländische Wohnbevölkerung 

 

Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf den Grund, der zur Erteilung der Anwesenheitsbewilligung geführt hat. Die Kategorie «Andere Gründe» betrifft 

v.a. Rentner/innen und andere nicht erwerbstätige Personen.  

Quelle: ZEMIS (SEM) 
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dürfen auch Kinder und Enkelkinder über 21 Jahre sowie Verwandte in aufsteigender Linie nachreisen. Mitgezählt 

ist dabei jeweils auch der Nachzug von Familienangehörigen aus dem EU/EFTA-Raum durch Schweizerinnen und 

Schweizer, dessen Bedeutung ist insgesamt aber gering (1 067 Personen). Familiennachzug aus der EU/EFTA 

dürfte somit in der grossen Mehrheit direkt an die Arbeitsmigration gekoppelt sein. Viele auf diesem Wege zuge-

wanderte Personen nehmen ausserdem später ebenfalls eine Erwerbstätigkeit auf (vgl. Ausführungen zur Erwerbs-

beteiligung in Abschnitt 2.2.2). 

Ganz anders zusammengesetzt ist die Zuwanderung aus Drittstaaten. Die Rekrutierung von Arbeitskräften aus 

Drittstaaten erfolgt nur subsidiär zur Personenfreizügigkeit und unterliegt der Kontingentierung sowie qualitativen 

Zulassungsvoraussetzungen, so dass sie nur einen geringeren Anteil (9 Prozent) der Einwanderung aus diesen 

Ländern ausmacht. Stattdessen steht hier der Familiennachzug als wichtigstes Einreisemotiv im Vordergrund (45 

Prozent). Weitere häufige Zuwanderungswege führen über den Bildungs- (20 Prozent) und den Asylbereich (18 

Prozent). 

 Ausbildungsniveau 

Arbeitskräfte, die im Rahmen des FZA in die Schweiz zugewandert sind, verfügen zu 53 Prozent über einen Bil-

dungsabschluss auf Tertiärstufe (Universität oder Fachhochschule), gleichzeitig haben rund 19 Prozent keine nach-

obligatorische Ausbildung (Sekundarstufe I). Die entsprechenden Anteile liegen unter Schweizerinnen und 

Schweizern bei 45 resp. 10 Prozent und damit an beiden Enden des Qualifikationsspektrums jeweils tiefer (vgl. A 

1.9).  

Die Qualifikationsstruktur der Freizügigkeitszuwanderung ist einerseits Ausdruck davon, dass in den vergangenen 

Jahren die Nachfrage insbesondere nach hochqualifizierten Arbeitskräften stark gewachsen ist. Zugleich wird 

deutlich, dass weiterhin auch Arbeitskräfte für einfachere Tätigkeiten (etwa in Bau- und Gastgewerbe oder der 

Industrie) häufig aus dem EU/EFTA-Raum rekrutiert werden, wenn auch nicht im selben Ausmass wie früher (vgl. 

den mit 27 Prozent deutlich höheren Anteil Personen ohne nachobligatorische Ausbildung unter vor dem FZA aus 

dem EU/EFTA-Raum Zugewanderten). Das inländische Arbeitsangebot für diese Art von Tätigkeiten, die oft mit 

unsicheren Beschäftigungsverhältnissen und/oder fordernden Arbeitsbedingungen (z.B. starker körperlicher Be-

lastung) verbunden sind, hat im Laufe der vergangenen Jahre stetig abgenommen - aus demografischen Gründen, 

A 1.9  Qualifikationsstruktur von Freizügigkeitszugewanderten im Vergleich zu anderen Bevölkerungsgruppen 

Erwerbstätige im Alter von 15 Jahren und mehr, ständige Wohnbevölkerung, im Jahr 2025 

 

 

Als «im Rahmen des FZA zugwandert» gelten Personen mit Staatsangehörigkeit eines heutigen EU/EFTA-Staates, welche nach dem Jahr 2002 in die Schweiz zuge-

wandert sind. Die Informationen beziehen sich auf die höchste abgeschlossene Ausbildung zum Erhebungszeitpunkt. Abweichungen von 100 Prozent sind rundungs-

bedingt. 

Quelle: Schweizerische Arbeitskräfteerhebung SAKE (BFS) 
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aber auch, da das Bildungsniveau der Schweizerinnen und Schweizer angestiegen ist. Die Rekrutierung gering-

qualifizierter Arbeitskräfte aus Drittstaaten ist im Rahmen des Kontingentssystems ausserdem nicht möglich, da 

nur Hochqualifizierte und Spezialisten zugelassen werden.  

Die Qualifikationsstruktur hängt aber auch mit den in den Herkunftsländern etablierten Bildungssystemen zusam-

men. In Ländern ohne duales Bildungssystem gibt es keine mit der Schweizer Berufsbildung vergleichbaren Ab-

schlüsse auf mittlerer Bildungsstufe, was den hohen Anteil Personen ohne nachobligatorische Ausbildung unter 

den FZA-Zugewanderten miterklärt. Zugleich erlangen in diesen Ländern tendenziell mehr Personen einen Terti-

ärabschluss als in der Schweiz. Von Interesse ist an dieser Stelle deshalb auch, welche Berufe die Zugwanderten 

effektiv ausüben – s. dazu den nachfolgenden Abschnitt.  

 Berufe 

Arbeitskräfte, die im Rahmen des FZA in die Schweiz zugewandert sind, waren im Jahr 2025 zu 55 Prozent in 

Berufen mit hohen Qualifikationsanforderungen tätig. Als solche gelten Tätigkeiten als Führungskräfte oder in 

akademisch-wissenschaftlichen resp. technischen Berufen (vgl. A 1.10). Dieser Anteil liegt somit ähnlich hoch 

wie der Anteil Personen mit Tertiärabschluss (53 Prozent, s. vorangehender Abschnitt). Es ist demnach davon 

auszugehen, dass hochqualifizierte Freizügigkeitszugewanderte grossmehrheitlich effektiv auch ihrem Bildungs-

niveau entsprechende, anspruchsvolle Tätigkeiten ausüben.  

Dass die Passung zwischen formaler Qualifikation und ausgeübtem Beruf unter EU/EFTA-Zugewanderten gene-

rell hoch ist, hat auch ein Beitrag im letztjährigen Bericht gezeigt, der diese Frage entlang des gesamten Qualifi-

kationsspektrums differenzierter beleuchtet hat (vgl. 21. Bericht des Observatoriums zum FZA (2025), S. 19-20). 

Dabei waren Konstellationen, die nicht-bildungsadäquate Beschäftigungsverhältnisse vermuten lassen würden 

(z.B. «taxifahrende Akademiker»), unter Freizügigkeitszugewanderten kaum zu beobachten. Trotz Unterschieden 

A 1.10  Von Freizügigkeitszugewanderten in der Schweiz ausgeübte Berufe im Vergleich zu anderen Bevölkerungsgruppen 

Erwerbstätige im Alter von 15 Jahren und mehr, ständige Wohnbevölkerung, im Jahr 2025 

 

 

Als «im Rahmen des FZA zugwandert» gelten Personen mit Staatsangehörigkeit eines heutigen EU/EFTA-Staates, welche nach dem Jahr 2002 in die Schweiz 

zugewandert sind. Die Informationen beziehen sich auf den effektiv ausgeübten Beruf zum Erhebungszeitpunkt. Die Einteilung in die ausgewiesenen Berufs-

hauptgruppen folgt der Schweizer Berufsnomenklatur (CH-ISCO). 

Quelle: Schweizerische Arbeitskräfteerhebung SAKE (BFS) 

 

Hilfs-
kräfte
6% 4%

Handwerks-
berufe

9%

Dienstleistungs- und
Verkaufsberufe

14%

Bürokräfte
12%

Techniker und 
gleichrangige Berufe

18%

Akademische Berufe
28%

Führungs-
kräfte
9%

6%
Berufe mit mittleren 

Qualifikationsanforderungen
39%

Berufe mit hohen 
Qualifikationsanforderungen

55%

Berufe mit geringen Qualifikationsanforderungen 

TOTAL

Bedienen von Anlagen und Maschinen

20%

9%

10%

3%

46%

50%

35%

38%

34%

40%

55%

58%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Drittstaat

EU/EFTA, vor dem FZA zugewandert

EU/EFTA, im Rahmen des FZA zugewandert

Schweiz



 

 

15 

 

in den Bildungssystemen der Herkunftsländer gelingt den Zugewanderten die Valorisierung ihrer Ausbildungsab-

schlüsse auf dem Schweizer Arbeitsmarkt also in der Regel gut2.  

Im Vergleich mit den Schweizer/innen zeigt sich aber auch, dass die Einheimischen mit einem Anteil von 58 

Prozent sogar noch etwas häufiger als 

Freizügigkeitszugewanderte in Berufen 

mit höchsten Qualifikationsanforderungen 

tätig sind. Das lässt darauf schliessen, dass 

Schweizer/innen auch mit einem Bil-

dungsabschluss auf Sekundarstufe II häu-

fig der berufliche Aufstieg in dieses Seg-

ment besonders anspruchsvoller Fach- 

oder Führungsfunktionen gelingt. Das 

spricht für die hohe Qualität der Schweizer 

Berufsbildung und dafür, dass Schweizer 

Berufsfachkräfte auch in einem Kontext 

hoher Arbeitsmarktzuwanderung erfolg-

reich am Arbeitsmarkt bestehen können. 

In Tätigkeiten am untersten Ende der be-

ruflichen Hierarchie sind Schweizerinnen 

und Schweizer hingegen praktisch nicht 

mehr vertreten: Nur 3 Prozent der Schwei-

zer übten im Jahr 2025 eine Tätigkeit als 

Hilfsarbeitskraft aus, gegenüber 10 Pro-

zent der EU/EFTA- resp. 20 Prozent der 

Drittstaatsangehörigen.   

 Wirtschaftszweige  

Im Jahr 2025 war die absolute Anzahl der 

Arbeitskräfte, die einst im Rahmen des 

FZA in die Schweiz zugewandert sind, im 

verarbeitenden Gewerbe sowie im Ge-

sundheits- und Sozialwesen mit Beständen 

von 121 000 resp. 107 000 Personen am 

grössten. Zahlreich sind Freizügigkeitszu-

gewanderte ausserdem in den ebenfalls 

grossen Bereichen der freiberuflichen, 

wissenschaftlichen und technischen 

 

 

2 Bestätigung findet dies auch in den Ergebnissen in Abschnitt 2.4.2, wo sich zeigt, dass EU/EFTA-Staatsangehörige und Schweizer/innen bei 

vergleichbaren Eigenschaften auch ähnlich hohe Löhne erzielen. 

A 1.11  Verteilung der Freizügigkeitszugewanderten auf die einzelnen Wirtschaftszweige, 

im Vergleich zu Schweizerinnen und Schweizern 

Anzahl Erwerbstätige der ständigen Wohnbevölkerung in 1 000 und relativer Anteil am Total 

je Bevölkerungsgruppe 

 

 

Wirtschaftszweige gemäss NOGA (2008). Unter «Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen» 

fallen die NOGA-Positionen L/N, d.h. u.a. die Gebäudebetreuung, der Personalverleih sowie 

der Garten- und Landschaftsbau und Wach- und Sicherheitsdienste. Unter «Sonstige Dienst-

leistungen» fallen die Positionen R/S/T, d.h. u.a. überwiegend persönliche Dienstleistungen 

(z.B. Frisör- und Kosmetiksalons, Wäschereien) sowie Tätigkeiten im Bereich Kunst, Sport 

und Erholung und in Privathaushalten. 

Als «im Rahmen des FZA zugwandert» gelten Personen mit Staatsangehörigkeit eines heuti-

gen EU/EFTA-Staates, welche nach dem Jahr 2002 in die Schweiz zugewandert sind.  

Quelle: Schweizerische Arbeitskräfteerhebung SAKE (BFS) 
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Dienstleistungen und im Handel mit je rund 83 000 Arbeitskräften, aber auch im Baugewerbe mit 73 000 und im 

Gastgewerbe mit 58 000 Personen. Der Gesamtbestand belief sich auf rund 805 000 Personen. 

Im Vergleich zu den Schweizerinnen und Schweizern fällt auf, dass FZA-Zugewanderte, trotz der hohen Anzahl 

von Beschäftigten, die sie im Gesundheits- und Sozialwesen stellen, insgesamt deutlich weniger häufig in den 

staatsnahen Bereichen der Wirtschaft tätig sind; zu diesen zählen auch das Bildungswesen und die öffentliche 

Verwaltung.  2025 arbeiteten insgesamt 31 Prozent der Schweizer/innen in einem dieser drei Bereiche, unter den 

Freizügigkeitszugewanderten war es hingegen nur 20 Prozent. Schweizer/innen arbeiten demgegenüber deutlich 

seltener in Bau- und Gastgewerbe oder in der Industrie.  

Abbildung A 1.12 setzt die Anzahl EU/EFTA-Arbeitskräfte ins Verhältnis zur Gesamtzahl der Beschäftigten je 

Branche. Da die einzelnen Wirtschaftszweige in unterschiedlichem Ausmass neben Zugewanderten auch Grenz-

gänger und Kurzaufenthalter beschäftigen, werden auch diese mit hinzugerechnet – so ergibt sich ein vollständiges 

Bild davon, welche Wirtschaftszweige in besonderem Masse von der Rekrutierung im EU-Ausland Gebrauch ma-

chen. Hohe Beschäftigungsanteile von EU/EFTA-Arbeitskräften finden sich einerseits in Gast- und Baugewerbe 

(39 resp. 33 Prozent) sowie in der Industrie und im Bereich der sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (33 

resp. 32 Prozent). Letzterer Wirtschaftszweig umfasst u.a. den Personalverleih, wo - insbesondere auch Grenzgän-

A 1.12  Anteile ausländischer Arbeitskräfte am Total der Beschäftigten in den einzelnen Wirtschaftszweigen 

Im Jahr 2025 

 

Wirtschaftszweige gemäss NOGA (2008). Unter «Immobilien / Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen» fallen die NOGA-Positionen L/N, d.h. u.a. die Gebäu-

debetreuung, der Personalverleih sowie der Garten- und Landschaftsbau und Wach- und Sicherheitsdienste. Unter «Sonstige Dienstleistungen» fallen die Positionen 

R/S/T, d.h. u.a. überwiegend persönliche Dienstleistungen (z.B. Frisör- und Kosmetiksalons, Wäschereien) sowie Tätigkeiten im Bereich Kunst, Sport und Erho-

lung und in Privathaushalten. 

EU/EFTA-Staatsangehörige der ständigen Wohnbevölkerung umfassen in dieser Darstellung auch Personen, die vor Inkrafttreten des FZA aus der EU/EFTA 

zugwandert sind.  

GG = Grenzgänger; KA = Kurzaufenthalter. 

Quelle: Erwerbstätigenstatistik ETS (BFS) 
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ger und Kurzaufenthalter stark vertreten sind. Zugleich waren aber auch die wissensintensiven Dienstleistungsbe-

reiche, die in den vergangenen Jahren stark gewachsen sind und viele Stellen vorwiegend für Hochqualifizierte 

geschaffen haben, zur Deckung ihrer Nachfrage auf ausländische Arbeitskräfte angewiesen: Das zeigt sich in 

ebenfalls überdurchschnittlich hohen Beschäftigungsanteilen von EU/EFTA-Staatsangehörigen in den freiberufli-

chen wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen und im Bereich Information und Kommunikation (je 

28 Prozent).    

Im Gesundheits- und Sozialwesen machen EU/EFTA-Staatsangehörige im Quervergleich einen über die Zeit 

wachsenden aber 2025 mit 22 Prozent weiterhin unterdurchschnittlichen Anteil der Beschäftigten aus. Trotz hoher 

Zuwanderung von Gesundheitsfachpersonal und unter Berücksichtigung der Grenzgängerbeschäftigten: Ein gros-

ser Teil des rasch wachsenden Arbeitskräftebedarfs dieser Branche liess sich in den vergangenen Jahren auch noch 

im Inland decken3. Tatsächlich wuchs die Beschäftigung der Schweizerinnen und Schweizer in diesem Bereich in 

den vergangenen Jahren besonders stark (vgl. dazu auch die Ausführungen in Abschnitt 2.1.1). Deutlich unter-

durchschnittlich sind die Beschäftigungsanteile von EU-Staatsangehörigen in den übrigen staatsnahen Bereichen, 

d.h. dem Bildungswesen (16 Prozent) und der öffentlichen Verwaltung (9 Prozent), in denen die Rekrutierung im 

Ausland von geringerer Bedeutung ist.   

 

 

3 Insbesondere in Gesundheitseinrichtungen in Grenznähe machen Arbeitskräfte aus dem EU/EFTA-Raum z.T. deutlich höhere Anteile an der 

Belegschaft aus. 2025 waren 43 600 Grenzgänger im Gesundheits- und Sozialwesen beschäftigt.  
Für eine differenzierte Betrachtung der Bedeutung ausländischer Arbeitskräfte im Gesundheitswesen vgl. auch den vertiefenden Beitrag zum 

Thema in der 17. Ausgabe dieses Berichts (2021), S. 58 ff.  
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EXKURS: Bedeutung der Personenfreizügigkeit für die produzierende Industrie der Schweiz 

Das verarbeitende Gewerbe zählte im Jahr 2024 637 000 Be-

schäftigte in Vollzeitäquivalenten (VZÄ), was 14 Prozent der 

Gesamtbeschäftigung entsprach (vgl. A1). Die absolute An-

zahl der Beschäftigten in der produzierenden Industrie blieb 

trotz fortschreitender Tertiarisierung im Laufe der vergange-

nen zwei Jahrzehnte weitgehend stabil. Zugleich hat die von 

den Unternehmen der Branche erbrachte Bruttowertschöp-

fung deutlich zugenommen: 2024 summierte sie sich auf 163 

Milliarden Schweizer Franken, ein Plus um 62 Prozent ge-

genüber vor 20 Jahren. Im selben Zeitraum hat sich das Ex-

portvolumen verdoppelt, auf einen Warenwert von 283 Mil-

liarden Schweizer Franken im Jahr 2024. Der Anteil der 

Wertschöpfung am BIP belief sich 2024 auf 20 Prozent (vgl. 

A2). Damit ist die Industrie also weiterhin von grosser volks-

wirtschaftlicher Bedeutung, und die pro Kopf erbrachte Wirt-

schaftsleistung dieses Zweigs ausgesprochen hoch. Sie ist das 

Ergebnis einer erfolgreichen Spezialisierung auf hochwertige 

Nischenprodukte und einer Festigung der führenden Stellung 

der Schweizer Uhren- und Pharmaindustrie auf internationa-

len Märkten. Insgesamt arbeiteten 2024 fast drei Viertel der 

Industriearbeitskräfte in den wertschöpfungsstärksten Indust-

riezweigen MEM (Maschinen, Metall- und Elektro), Chemie 

und Pharma sowie Uhren. 

Im Vergleich zur Gesamtwirtschaft stammen überdurch-

schnittlich viele der in der Industrie tätigen Arbeitskräfte aus 

dem EU/EFTA-Raum: Unter Berücksichtigung von Grenz-

gängerinnen und Grenzgängern, belief sich der Anteil der 

EU/EFTA-Arbeitskräfte an der Gesamtbeschäftigung der 

Branche im Jahr 2024 auf 35 Prozent, während er über alle 

Wirtschaftszweige hinweg bei 27 Prozent lag (vgl. A3). Be-

sonders stark vertreten sind EU/EFTA-Staatsangehörige in 

der Chemie- und Pharmaindustrie, wo sie die Hälfte der Be-

schäftigung ausmachen und der Ausländeranteil insgesamt 

(d.h. unter Berücksichtigung auch von Drittstaatsangehöri-

gen) bei fast 60 Prozent liegt. Auch die Uhren- und Textilin-

dustrie sind mit EU/EFTA-Beschäftigungsanteilen von 42 

resp. 37 Prozent besonders stark von der Personenfreizügig-

keit abhängig. In den Zweigen der Maschinen, Elektro- und 

Metallindustrie liegt der entsprechende Anteil mit gesamthaft 

rund einem Drittel etwas tiefer, aber ebenfalls deutlich über 

dem gesamtschweizerischen Durchschnitt. Knapp darunter 

fallen einzig die Lebens- und Genussmittelindustrie – hier 

sind stattdessen besonders viele Drittstaatsangehörige be-

schäftigt – sowie der Zweig Holz-, Papier- und Druckerzeug-

nisse.  

Die berufliche Zusammensetzung der Arbeitskräfte im verar-

beitenden Gewerbe unterscheidet sich deutlich von derjeni-

gen in der Gesamtwirtschaft (vgl. A4). 42 Prozent der Er-

werbstätigen in der Industrie üben einen handwerklichen Be-

ruf aus, Bedienen Maschinen und Anlagen oder gelten als 

Hilfsarbeitskräfte – gesamtwirtschaftlich haben diese Be-

rufsgruppen mit 19 Prozent im Vergleich dazu heute ein 

deutlich geringeres Gewicht (vgl. Abschnitt 1.2.3). Die Aus-

wertung zeigt, dass die Personenfreizügigkeit in der Indust-

rie vor allem zur Deckung der Nachfrage nach diesen hand-

werklichen Berufsprofilen dient: Zugewanderte, stärker 

noch die Grenzgängerinnen und Grenzgänger, fallen beson-

ders häufig in diese Berufsgruppen, wobei Grenzgänger ge-

ringfügig häufiger als Zugewanderte die einfachsten Tätig-

keiten als Hilfsarbeitskräfte übernehmen. 

Anders hingegen in der Chemie- und Pharmaindustrie: Hier 

lassen sich 70 Prozent der Beschäftigten einer der drei Be-

rufsgruppen mit höchsten Qualifikationsanforderungen zu-

ordnen, d.h. sie sind entweder als Führungskraft oder in ei-

nem wissenschaftlichen oder technischen Beruf tätig. Grenz-

gänger und Zugewanderte unterscheiden sich diesbezüglich 

wenig voneinander und sind im Durchschnitt auch besser 

qualifiziert als die in der Branche tätigen Schweizerinnen und 

Schweizer.  

A1: Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Beschäftigung  

Vollzeitäquivalente, im Jahr 2024  

Quelle: BESTA (BFS) 

 

A2: Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung 

im Jahr 2024 

Quelle: VGR (BFS) 
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Gesamthaft wird deutlich, dass Arbeitskräfte aus der 

EU/EFTA wesentlichen Anteil haben an der Herstellung der 

Produkte, für welche die Schweiz heute im Ausland bekannt 

ist, und damit zu Erfolg und Widerstandsfähigkeit einer Bran-

che beitragen, die trotz ausgesprochen schwierigen Bedin-

gungen weiterhin als wichtiger Pfeiler der Schweizer Wirt-

schaft Bestand hält. 

 

 
    

     

    A4: Berufliche Zusammensetzung der Arbeitskräfte im verarbeitenden Gewerbe, im Jahr 2024 

    Quelle: Strukturerhebung (BFS); für Grenzgnger: Lohnstrukturerhebung 2022 (BFS) 
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 Einfluss der Migration auf die Bevölkerungsentwicklung 

 Bevölkerungswachstum 

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz erreichte per Jahresende 2025 einen Bestand von 9.1 Millionen Ein-

wohnerinnen und Einwohnern. Seit der Jahrtausendwende ist sie jährlich durchschnittlich um knapp 1 Prozent 

resp. insgesamt um gut 1.9 Millionen Personen gewachsen – im Jahr 2000 hatte der Bevölkerungsstand noch bei 

7.2 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern gelegen. Die Zuwanderung war ein bedeutender Treiber dieses 

Wachstums: Der Wanderungssaldo allein induzierte ein Bevölkerungswachstum um 0.8 Prozent pro Jahr, d.h. gute 

vier Fünftel der Bevölkerungszunahme waren direkte Folge der Zuwanderung. Der Saldo aus Geburten und To-

desfällen – auch dieser indirekt von der Zuwanderung mitbeeinflusst, insbesondere über die Geburtenzahl – führte 

zusätzlich zu einem natürlichen Bevölkerungswachstum um durchschnittlich 0.2 Prozent pro Jahr.  

Im langfristigen Vergleich war der Beitrag der Zuwanderung zum Bevölkerungswachstum damit in den vergan-

genen 25 Jahren hoch. Demgegenüber ist der Geburtenüberschuss seit dem Babyboom der Nachkriegszeit im Zuge 

sinkender Geburtenzahlen und einer - aufgrund der Altersstruktur der Bevölkerung - steigenden Anzahl jährlicher 

Todesfälle stetig zurückgegangen. Gemäss den Bevölkerungsprojektionen des BFS werden sich diese Tendenzen 

in den kommenden Jahren weiter fortsetzen. Im Referenzszenario wird das natürliche Bevölkerungswachstum in 

den nächsten 25 Jahren keinen positiven Beitrag mehr zum Bevölkerungswachstum leisten. Künftiges Wachstum 

wird folglich vollständig von der 

Zuwanderung bestimmt sein. Unter 

der Referenzhypothese, dass sich 

der Wanderungssaldo ab 2025 von 

60 000 Personen pro Jahr schritt-

weise reduziert auf 45 000 ab 2040, 

würde sich das Bevölkerungswachs-

tum in den kommenden gegenüber 

den letzten 25 Jahren gerade halbie-

ren (+0.5 Prozent pro Jahr). In die-

sem Tempo würde die Schweiz im 

Jahr 2031 9.5 Millionen, im Jahr 

2041 10 Millionen und im Jahr 2050 

10.3 Millionen Einwohnerinnen und 

Einwohner zählen.  

  

A 1.13   Relative Bedeutung der Komponenten des Bevölkerungswachstums  

Im Durchschnitt pro Jahr und pro 100 Einwohner der ständigen Wohnbevölkerung 

 

Quellen: BEVNAT, ESPOP, STATPOP, Bevölkerungsszenarien 2025 (BFS) 
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 Altersstruktur 

Die Bevölkerung der Schweiz altert: Der Anteil älterer Menschen an der Bevölkerung hat im Laufe der vergange-

nen 25 Jahre stetig zu-, und der Anteil jüngerer Altersgruppen relativ dazu abgenommen. Ursachen dafür sind die 

steigende Lebenserwartung und niedrige Geburtenraten. Insgesamt stehen heute 10 Personen im Erwerbsalter rund 

3 Rentner/innen gegenüber (Altersquotient: 32 Prozent). Unter Schweizerinnen und Schweizern beträgt dieses 

Verhältnis sogar 4:1 (Altersquotient: 42 Pro-

zent), in der ausländischen Bevölkerung ist es 

hingegen mit 10:1 (Altersquotient: 12 Prozent) 

deutlich tiefer. Dies ergibt sich einerseits dar-

aus, dass Ausländer/innen mehrheitlich jung 

im Erwerbsalter in die Schweiz einwandern 

und zudem das Land oftmals nach wenigen 

Jahren oder bei Erreichen des Pensionsalters 

wieder verlassen (vgl. Abschnitt 1.1.2).4 Zu-

wanderung wirkt sich somit auf den Altersauf-

bau der Gesamtbevölkerung verjüngendaus: 

sie unterstützt primär das Wachstum der Be-

völkerung im Erwerbsalter und wirkt so den 

Alterungstendenzen entgegen.  

Aufhalten lässt sich die Alterung durch Zu-

wanderung allerdings nicht. Mit dem vollstän-

digen Übertritt der Babyboom-Generation ins 

Rentenalter wird sich diese in den nächsten 

Jahren beschleunigen. Gemäss Referenzszena-

rio des BFS wird der Altersquotient bis im Jahr 

2050 – bei Fortschreiben der bisherigen demo-

grafischen Entwicklungstendenzen und unter 

Annahme einer Nettozuwanderung von rund 50 000 Personen pro Jahr – von heute 32 auf 43 Prozent steigen.  

Diese demografischen Verschiebungen haben direkte Konsequenzen für Wirtschaftswachstum und Wohlstands-

entwicklung. Im Rahmen eines Exkurses unter Abschnitt 2.1 wird der Einfluss künftiger Zuwanderung auf diese 

Dynamiken vertieft diskutiert. 

 

  

 

 

4 Berücksichtigt werden muss zudem auch, dass sich Jahr um Jahr Ausländer/innen einbürgern lassen. Diese Personen werden in der Bevölke-

rungsstatistik ab Erwerb des Schweizer Bürgerrechts zu den Schweizer/innen gezählt. 

A 1.14  Altersstruktur nach Nationalität, ständige Wohnbevölkerung  

Im Jahr 2000, 2025 und 2050 (gemäss Referenzszenario A-00-2025), Bestände jeweils 

per 1. Januar 

 
 

Altersquotient, nach Staatsangehörigkeit (in %) 2000 2025 2050  

TOTAL 25 32 43  

  Schweizer/innen 30 42 55  

  Ausländer/innen 8 12 22  

Quellen: ESPOP/STATPOP sowie Bevölkerungsszenarien 2025 (BFS)  
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 Wirtschaft und Arbeitsmarkt 

 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

 Wirtschaftswachstum, Arbeitsvolumen und Produktivität 

Im Zeitraum zwischen 2010 und 2025 be-

lief sich das durchschnittliche Wachstum 

des realen BIP der Schweiz auf 1.8 Prozent 

pro Jahr. Die Bevölkerung wuchs im glei-

chen Zeitraum jährlich um durchschnittlich 

rund 1 Prozent.  Für das BIP pro Kopf ergibt 

sich daraus ein Zuwachs um 0.8 Prozent pro 

Jahr (vgl. A 2.1). Trotz starkem Bevölke-

rungswachstum hat die Wertschöpfung in 

den vergangenen Jahren also auch pro Kopf 

der Bevölkerung zugenommen.  

Der gesamtwirtschaftliche Arbeitseinsatz – 

gemessen an der Summe der im Inland ge-

leisteten Arbeitsstunden5 – stieg zwischen 

2010 und 2025 um durchschnittlich 0.8 Pro-

zent und die Arbeitsproduktivität – gemes-

sen als BIP pro Arbeitsstunde – um durch-

schnittlich 1.0 Prozent pro Jahr. Damit war 

die Steigerung der Arbeitsproduktivität der 

etwas wichtigere Treiber des BIP-Wachs-

tums als die Zunahme des Arbeitsvolu-

mens.  

Zuwanderung beeinflusst beide Komponenten. Während sich deren Auswirkung auf die Produktivitätsentwicklung 

nicht direkt quantifizieren lässt6, lässt sich das Wachstum des Arbeitsvolumens ausschliesslich auf ausländische 

Arbeitskräfte, insbesondere aus der EU/EFTA, zurückführen (vgl. A 2.2). Die inländische Erwerbsbevölkerung 

entwickelt sich aus demografischen Gründen hingegen rückläufig: es erreichen Jahr um Jahr mehr ältere Personen 

das Rentenalter, als Junge ins Erwerbsleben eintreten. Im betrachteten Zeitraum kam deshalb von den Schwei-

zer/innen kein positiver Beitrag zum Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumens mehr zustande, ob-

gleich die Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung im Erwerbsalter angestiegen ist (zur Entwicklung der Erwerbsbe-

teiligung vgl. Abschnitt 2.2). Da das Potenzial für weitere Steigerungen der Erwerbsbeteiligung begrenzt ist, hängt 

das Wirtschaftswachstum der Schweiz bereits heute in erster Linie von Zuwanderung und Produktivitätsgewinnen 

ab. Nachfolgender Exkurs beleuchtet diese Zusammenhänge ergänzend auch prospektiv.  

 

 

5 Die Betrachtung beinhaltet sämtliche von in- und ausländischen Arbeitskräften in der Schweiz geleisteten Arbeitsstunden, inkl. derjenigen 

von Grenzgängern.  
6 Untersuchungen deuten für die FZA-Zuwanderung auf einen tendenziell positiven, aber moderaten Effekt hin (vgl. Siegenthaler und Sturm 

(2012), Stalder (2010), Aeppli et. al. (2008)). 

A 2.1: Kerngrössen zur Wirtschaftsentwicklung 2010-2025 

durchschnittliche jährliche Wachstumsraten 

 

Quellen: AVOL, ESPOP/STATPOP (BFS); BIP-Quartalsschätzungen (SECO)  

 

1.8%

1.0%

0.8% 0.8%

1.0%

0.0%

0.5%

1.0%

1.5%

2.0%

BIP
(real)

Bevölkerung BIP (real),
pro Kopf

Arbeitsvolumen
in Stunden

BIP pro Arbeitsstunde
(Arbeitsproduktivität)

A 2.2: Beitrag von Schweizer/innen und Ausländer/innen zum durchschnittlichen jährlichen 

Wachstum des Arbeitsvolumens in Stunden, 2010-2025 

Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten (PP), nach Nationalität 

 

Quelle: AVOL (BFS)  
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EXKURS: Bedeutung der Zuwanderung für die zukünftige Entwicklung der Erwerbsbevölkerung – eine 

Illustration anhand der Erwerbsszenarien des BFS 

Das BFS berechnet alle fünf Jahre nicht nur detaillierte neue 

Bevölkerungsprojektionen, sondern darauf gestützt auch Sze-

narien zur Entwicklung der Erwerbsbevölkerung. Dabei wer-

den die Veränderungen in der sozioökonomischen Bevölke-

rungsstruktur, die sich aus den Bevölkerungsprojektionen er-

geben, auf die Entwicklung der Erwerbsbevölkerung übertra-

gen und mit Annahmen zur zukünftigen Entwicklung der Er-

werbsbeteiligung kombiniert. In diesem Beitrag werden diese 

Ergebnisse herangezogen, um den Einfluss einer unterschied-

lich hohen Zuwanderung auf die Entwicklung der Erwerbs-

bevölkerung und damit die Grundlage künftigen wirtschaftli-

chen Wachstums zu illustrieren.  

Ausgangspunkt der Betrachtungen bildet das Referenzszena-

rio, welches für die Entwicklung der demografischen Kom-

ponenten sowie der Erwerbsbeteiligung verschiedener Bevöl-

kerungsgruppen jeweils im Wesentlichen die bisherigen Ten-

denzen fortschreibt. Für den Wanderungssaldo wird unter-

stellt, dass dieser bis 2030 mit 60 000 Personen pro Jahr rela-

tiv hoch bleibt, bevor er bis 2040 auf 45 000 zurückgeht. Abb. 

1 zeigt, dass die Erwerbsbevölkerung unter dieser Annahme 

(und gegeben, die unterstellte Entwicklung für die anderen 

relevanten Komponenten7) von aktuell rund 5.2 Millionen bis 

ins Jahr 2055 auf 5.8 Millionen anwachsen könnte. Damit 

würde sich das durchschnittliche jährliche Wachstum der Er-

werbsbevölkerung in den kommenden 15 Jahren (2025-2040) 

praktisch halbieren (+0.5% p.a. gegenüber 1.0% p.a. zwi-

schen 2010 und 2025)8 und in den darauffolgenden weiteren 

15 Jahren (2040-2055) nochmals deutlich verlangsamen 

(+0.2 % p.a.).  

Werden für die Zuwanderung von der Referenzhypothese ab-

weichende Annahmen getroffen, ergeben sich bei ansonsten 

identischen Annahmen die ergänzend dargestellten alternati-

ven Entwicklungspfade. In der Variante «tiefe Migration», in 

 

 

7 Für die Jahre bis 2055 wird insbesondere eine weitere Zunahme der Lebenserwartung unterstellt, die sich im Laufe der Jahre verlangsamt; 

für die Geburtenhäufigkeit wird eine stabile Entwicklung angenommen. Für ausführliche Erläuterungen zu den Referenzhypothesen s. BFS 

(2025), Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung der Schweiz und der Kantone 2025-2055, Neuchâtel.  
8 Auch Bachmann und Stucki (2025) kommen in einem kürzlich publizierten Papier bei Extrapolation der bisherigen Bevölkerungs- und Ar-

beitsmarkttrends zum Schluss, dass sich das Beschäftigungswachstum ab 2029 etwa halbieren würde. Bachmann, A., Stucki, Y. (2025), Em-

ployment outlook in the face of population ageing, in SNB Economic Note No.7. 

9Diese Zusammenhänge wurden auf der Grundlage der Bevölkerungsszenarien 2015 auch in verschiedenen Studien im Auftrag des SECO 

untersucht. Vgl. Föllmi, R., Schmidt, T. und Jäger, P. (2019), Demografischer Wandel und dessen Auswirkungen auf die Produktivität und das 

Wirtschaftswachstum. Grundlagen für die Wirtschaftspolitik Nr. 1. Staatssekretariat für Wirtschaft SECO, Bern; Bill-Körber, A., Eichler, E. 

 

der ein um rund ein Drittel tieferer Wanderungssaldo als im 

Referenzszenario unterstellt wird, würde die Erwerbsbevöl-

kerung im Jahr 2045 ein Maximum von 5.4 Millionen errei-

chen und danach nicht weiterwachsen. Mit einem gegenüber 

dem Referenzszenario um einen Drittel höheren Wande-

rungssaldo (Variante «hohe Migration») würde die Erwerbs-

bevölkerung dagegen stärker und kontinuierlich zunehmen 

und 2055 bei 6.3 Millionen zu liegen kommen.  

Um die Bedeutung der gezeigten Entwicklungen für die Be-

völkerung und die Volkswirtschaft als Ganzes zu beurteilen, 

ist es sinnvoll, die Erwerbsbevölkerung in Relation zur Be-

völkerung insgesamt zu betrachten (Abb. 2). Da sich das Be-

völkerungswachstum in den kommenden Jahren weniger 

stark verlangsamt als jenes der Erwerbsbevölkerung, wird der 

Anteil der Erwerbspersonen am Total der Wohnbevölkerung 

voraussichtlich abnehmen. Aktuell beträgt dieser Anteil noch 

rund 57.6%. In 15 Jahren dürfte er mit 57.0% um 0.6 Prozent-

punkte tiefer liegen. Mit einem hohen Wanderungssaldo 

ginge der Anteil nur um 0.2 Prozentpunkte zurück, mit tiefem 

Wanderungssaldo dagegen um rund einen Prozentpunkt. In 

allen drei Varianten würde sich der Rückgang in der darauf-

folgenden 15-Jahres-Periode (2040-2055) beschleunigen, 

wobei er sich zwischen -1.4 Prozentpunkten bei tiefer Migra-

tion und -1.0 Prozentpunkten bei hoher Migration bewegen 

würde.  

Aus volkswirtschaftlicher Sicht implizieren diese Entwick-

lungen, dass es zukünftig schwieriger sein wird, die Wirt-

schaftsleistung pro Kopf der Bevölkerung im gleichen Aus-

mass zu steigern, wie dies in der Vergangenheit möglich war. 

Dabei kann eine höhere Zuwanderung das Verhältnis zwi-

schen Erwerbs- und Gesamtbevölkerung verbessern und da-

mit die dämpfenden Effekte der demografischen Alterung auf 

das Wirtschaftswachstum abschwächen9.  
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Neben der Zuwanderung wirkt auch ein höherer Arbeitsein-

satz der Bevölkerung in diese Richtung. In den vergangenen 

Jahren ist die vollzeitäquivalente Erwerbsquote der 15-64-

jährigen im gesamtschweizerischen Durchschnitt stetig ange-

stiegen und betrug 2025 72.7% (+2,7 Prozentpunkte gegen-

über 2010). Dahinter stand einerseits ein Anstieg der Er-

werbsbeteiligung, andererseits auch ein wachsender Anteil 

der Teilzeitarbeit, der aber durch eine gleichzeitige Zunahme 

der Beschäftigungsgrade von Teilzeiterwerbstätigen kom-

pensiert wurde (zur Entwicklung von Erwerbsbeteiligung und 

-einsatz vgl. auch die Ausführungen in Abschnitt 2.2). Im Re-

ferenzszenario ist unterstellt, dass sich die Voraussetzungen 

zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie weiter verbessern 

und dadurch sowohl die Erwerbsbeteiligung wie der durch-

schnittliche Beschäftigungsgrad in den kommenden Jahren 

vorerst weiterhin zunehmen, dann aber abflachen werden. Für 

die vollzeitäquivalente Erwerbsquote ergibt sich hieraus und 

unter Annahme einer Migration gemäss Referenzhypothese 

über die kommenden 15 Jahre ein Anstieg auf 75.7% im Jahr 

2040 (+3.0 Prozentpunkte gegenüber 2025) resp. 76.1% im 

Jahr 2055 (+0.4% gegenüber 2040). Für die vollzeitäquiva-

lente Bruttoerwerbsquote, die das vollzeitäquivalente Ar-

beitsvolumen relativ zur Gesamtbevölkerung misst, bedeutete 

all dies gerade eine Stabilisierung ihres Niveaus für die kom-

menden 20 Jahre (vgl. Abb. 3). 

Die Tatsache, dass der Anteil der Bevölkerung im Erwerbsal-

ter sinkt, würde also gerade durch die höhere Arbeitsmarkt-

beteiligung aufgewogen. Dies implizierte ökonomisch, dass 

sich bei gleichbleibender Produktivitätsentwicklung die 

dämpfende Wirkung der demografischen Alterung auf das 

Wirtschaftswachstum pro Kopf durch einen zusätzlichen Ar-

beitseinsatz praktisch kompensieren und das Wohlstandsni-

veau bis 2045 erhalten liesse. Eine Steigerung der vollzeit-

äquivalenten Bruttoerwerbsquote erforderte hingegen eine 

höhere Zuwanderung als im Referenzszenario angenommen 

(Entwicklungspfad gemäss Variante «hohe Migration»). Um-

gekehrt zeigt sich, dass bei einer Entwicklung des Wande-

rungssaldo entlang der Variante «tiefe Migration» trotz stei-

gender Erwerbsbeteiligung bereits in den kommenden Jahren 

mit einem Rückgang des Wohlstandsniveaus zu rechnen 

wäre.  

A 1: Entwicklung der Erwerbsbevölkerung in Abhängigkeit verschiede-

ner Hypothesen zur zukünftigen Entwicklung des Wanderungssaldo  

In Millionen Erwerbspersonen (in der Schweiz wohnhaft) 

 

Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten  

 2010-2024 2025-2040 2040-2055 

Referenzszenario 1.0% 0.54% 0.19% 

hohe Migration 1.0% 0.80% 0.40% 

tiefe Migration 1.0% 0.26% -0.06% 
 

A 2: Projektion des Anteils der Erwerbsbevölkerung an der Gesamtbe-

völkerung in Abhängigkeit verschiedener Hypothesen zur zukünftigen 

Entwicklung des Wanderungssaldo 

 
 2025 2040 2055 

Referenzszenario 57.6% 57.0% 55.8% 

hohe Migration 57.6% 57.4%  56.4%  

tiefe Migration 57.5% 56.5% 55.1% 
 

A 3: Projektion der vollzeitäquivalenten Bruttoerwerbsquote in Abhän-

gigkeit verschiedener Hypothesen zur zukünftigen Entwicklung des 

Wanderungssaldo 

 

 2025 2040 2055 

Referenzszenario 48.8% 48.8% 48.0% 

hohe Migration 48.9% 49.3% 48.6% 

tiefe Migration 48.7% 48.3% 47.2% 
 

Quelle: SAKE (BFS); Szenarien zur Erwerbsbevölkerung 2025 (BFS) 

 

 

 

und Küppers, F. (2019), Makroökonomische Effekte des demografi-

schen Wandels: Modellgestützte Projektionen für das langfristige 

Wachstum der Schweiz. Grundlagen für die Wirtschaftspolitik Nr. 2. 

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO, Bern; Hauser, L., Schlag, C. 

und Wolf, A. (2019), Demografischer Wandel in der Schweiz: Mak-
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 Beitrag ausländischer Arbeitskräfte zum Beschäftigungswachstum  

Über die letzten 15 Jahre hat die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt (unter Berücksichtigung von Grenzgängern 

und Kurzaufenthaltern) um rund 884 000 Personen zugenommen. Ein Viertel dieses Wachstums ging auf 

Schweizerinnen und Schweizer zurück (+223 000 Personen), während Arbeitskräfte aus der EU/EFTA zu 60 

Prozent (+528 000 Personen) und  Drittstaatsangehörige zu 15 Prozent (+132 000 Personen) dazu beitrugen. 

Schweizerinnen und Schweizer konnten ihre Beschäftigung insbesondere in den stark wachsenden Sektoren  

Gesundheits- und Sozialwesen, freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen sowie  

Erziehung und Unterricht ausbauen. Im Gesundheits- und Bildungswesen betrug ihr Beitrag zum 

Beschäftigungszuwachs rund 60 Prozent. Somit liess sich in diesen Bereichen ein beträchtlicher Teil des Arbeits-

kräftebedarfs im Inland decken. Auch die EU/EFTA-Zuwanderung spielte zur Deckung des wachsenden Arbeits-

kräftebedarfs in diesen Wirtschaftszweigen eine wichtige Rolle. Am grössten war der absolute Zuwachs mit 

+90000 EU/EFTA-Arbeitskräften im Gesundheitswesen.  

Hohe Wachstumsbeiträge von EU/EFTA-Staatsangehörigen finden sich auch in den stark wachsenden Bereichen 

der freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen sowie Information und Kommunikation, 

wo je rund 50 Prozent des Beschäftigungswachstums auf Arbeitskräfte aus der EU/EFTA zurückging. Auch hier 

stellten sie eine wichtige Ergänzung zu den einheimischen Arbeitskräften dar. Ausserdem zeigt sich am Besipiel 

von Industrie, Gastgewerbe und Handel, dass die Zuwanderung aus der EU/EFTA auch dazu diente, die Abgänge 

inländischer Arbeitskräfte (Schweizer/innen oder auch früher zugewanderte Ausländer/innen) in 

Wirtschaftszweigen zu kompensieren, die insgesamt nicht wachsen, aber u.a. aus demografischen Gründen 

Ersatzbedarf aufweisen. 

A 2.3:  Beiträge von Schweizer/innen und Ausländer/innen zur Beschäftigungsentwicklung nach Wirtschaftszweig  

Veränderung zwischen 2010 und 2025, absolute Anzahl Erwerbstätige (in 1000) 

 

Wirtschaftszweige gemäss NOGA (2008). Unter «Immobilien / Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen» fallen die NOGA-Positionen L/N, d.h. u.a. die 

Gebäudebetreuung, der Personalverleih sowie der Garten- und Landschaftsbau und Wach- und Sicherheitsdienste. Unter «Sonstige Dienstleistungen» fallen 

die Positionen R/S/T, d.h. u.a. überwiegend persönliche Dienstleistungen (z.B. Frisör- und Kosmetiksalons, Wäschereien) sowie Tätigkeiten im Bereich Kunst, 

Sport und Erholung und in Privathaushalten. 

Grenzgänger und Kurzaufenthalter mitberücksichtigt. 

Quelle: Erwerbstätigenstatistik ETS (BFS) 
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 Erwerbsbeteiligung  

 Entwicklung der Erwerbsbeteiligung   

Die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung liefert wichtige Hinweise darauf, wie sich die anhaltend starke Arbeits-

marktzuwanderung der vergangenen Jahre auf die arbeitsmarktlichen Chancen der Einheimischen ausgewirkt hat. 

Über die vergangenen 15 Jahre ist die Erwerbsquote der 15-64-Jährigen in der Schweiz von im Jahr 2010 bereits 

hohen 81.3 Prozent auf 84.1 Prozent im Jahr 

2025 weiter angestiegen (+ 2.8 Prozent-

punkte; vgl. A 2.4). Zu diesem Anstieg beige-

tragen hat einerseits die hohe Arbeitsmarkto-

rientierung der Freizügigkeitszugewanderten 

selbst: EU/EFTA-Staatsangehörige sind 

überdurchschnittlich häufig erwerbsaktiv und 

ihre Erwerbsquote ist im betrachteten Zeit-

raum besonders stark angestiegen. 2025 lag 

sie bei 87.3 Prozent. Eine Zunahme der Er-

werbsbeteiligung war aber auch unter den 

Ansässigen festzustellen: Die Erwerbsquote 

der Schweizerinnen und Schweizer erreichte 

2025 84.8 Prozent, gegenüber 82.1 Prozent 

im Jahr 2010 (+2.7 Prozentpunkte). Steigern 

liess sich dabei insbesondere die Erwerbsbe-

teiligung der Frauen (2025: 82.5 Prozent, 

+5.5 Prozentpunkte), v.a. der Frauen mit Kin-

dern (2025: 88.8 Prozent, +10.9 Prozent-

punkte), während sie sich bei den Männern 

auf hohem Niveau weitgehend konstant hielt 

(2025: 87.1 Prozent, -0.2 Prozentpunkte). So-

mit profitierten auch die ansässigen Arbeits-

kräfte von der starken Arbeitskräftenachfrage 

der vergangenen Jahre und die Zuwanderung 

stand einer verstärkten Ausschöpfung der in-

ländischen Arbeitskräftepotenziale nicht im Wege. 

Dieser positive Befund lässt sich für alle drei Sprachregionen bestätigen. In Westschweiz und Tessin liegt die 

Erwerbsbeteiligung (u.a. aufgrund von Unterschieden im Bildungsverhalten) tiefer als in der Deutschschweiz, ist 

über die vergangenen Jahre aber in vergleichbarem Ausmass angestiegen (vgl. A 2.5). Tief bleibt die durchschnitt-

liche Arbeitsmarktbeteiligung von Drittstaatsangehörigen (2025: 73.4 Prozent). Für diese Personengruppe, deren 

Einwanderung überwiegend mit nicht-arbeitsmarktbezogenen Motiven in Zusammenhang stand (mehrheitlich Fa-

miliennachzug oder Asyl, vgl. Abschnitt 1.2.1), sind die Hürden für eine erfolgreiche Teilhabe am Arbeitsmarkt 

entsprechend höher. Ein nennenswerter Anstieg der durchschnittlichen Erwerbsquote Drittstaatsangehöriger blieb 

über die vergangenen Jahre aus.  

A 2.5: Erwerbquote nach Sprachregion (in Prozent) 

15-64-Jährige, 2010-2025 

 

Zeitreihenbruch zwischen 2020 und 2021 (Änderung des Befragungsmodus, Anpassung des Fra-

gebogens an Eurostat-Anforderungen)  

Quelle: SAKE (BFS)  
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A 2.4: Erwerbquote nach Nationalität (in Prozent) 

15-64-Jährige, 2010-2025 

 

Zeitreihenbruch zwischen 2020 und 2021 (Änderung des Befragungsmodus, Anpassung des Frage-

bogens an Eurostat-Anforderungen)  

Quelle: SAKE (BFS)  
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 Erwerbsbeteiligung und Beschäftigungsgrad zugewanderter Personen im Vergleich zu Schweize-

rinnen und Schweizern  

Freizügigkeitszugewanderte sind im Durchschnitt häufiger erwerbaktiv als Schweizerinnen und Schweizer. Das 

trifft sowohl auf Männer wie auch auf Frauen zu (vgl. A 2.6): Die Erwerbsquote der 15-64-jährigen Männer aus 

der EU/EFTA lag 2025 bei 90.1 Prozent und 

damit um 3 Prozentpunkte über derjenigen 

der Schweizer Männer (87.1%), während 

Frauen aus der EU/EFTA mit 83.6 Prozent 

eine um 1.1 Prozentpunkte höhere Erwerbs-

beteiligung aufwiesen als Schweizer Frauen 

(82.5%).  

Noch grösser sind die Unterschiede in einer 

vollzeitäquivalenten Betrachtung: Die Er-

werbsquote in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) 

lag für Männer aus der EU/EFTA 2025 bei 

86.6 Prozent und damit um 3.7 Prozent-

punkte über derjenigen der Schweizer Män-

ner (82.9%); bei den Frauen belief sich die 

Differenz auf 7.8 Prozentpunkte (EU/EFTA 

69.5%, Schweizerinnen 61.1%). Über beide 

Geschlechter hinweg ergibt sich ein Unter-

schied von 6.9 Prozentpunkten (EU/EFTA 

79.1%, Schweizerinnen und Schweizer 

72.2%). 

Demzufolge sind EU/EFTA-Staatsangehö-

rige nicht nur häufiger erwerbsaktiv, son-

dern sie sind im Durchschnitt auch in höhe-

ren Beschäftigungsgraden tätig. Ihr durch-

schnittliches Erwerbspensum lag 2025 bei 

88.6 Prozent (Männer 94.5%, Frauen 

80.3%), gegenüber 81.4 Prozent für Schwei-

zerinnen und Schweizer (Männer 91.4%, 

Frauen 71.0%); die Teilzeitquote von EU/EFTA-Staatsangehörigen (Anteil Erwerbstätige mit Beschäftigungsgrad 

unter 90%) belief sich auf 25.7 Prozent (Männer 12.4%, Frauen 44.2%), unter Schweizerinnen und Schweizern 

betrug sie 40.1 Prozent (Männer 19.9%, Frauen 61.0%). Teilzeitarbeit ist damit unter EU/EFTA-Zugewanderten 

deutlich weniger verbreitet, und im Falle von Teilzeitarbeit sind tiefe Erwerbspensen seltener (vgl. A 2.7).  

Diese Ergebnisse bekräftigen, dass die Freizügigkeitszuwanderung ausgesprochen stark auf den Arbeitsmarkt aus-

gerichtet ist. Die Mehrheit der EU/EFTA-Staatsangehörigen ist für die Arbeit in die Schweiz gekommen (vgl. 

Abschnitt 1.2.1) – dieser Selektionseffekt kommt hier deutlich zum Tragen. Zur hohen Erwerbsquote trägt zusätz-

lich bei, dass viele der im Familiennachzug aus der EU/EFTA zugewanderten Personen ebenfalls erwerbstätig 

A 2.6: Erwerbquoten und Erwerbsquoten in Vollzeitäquivalenten (VZÄ), nach Geschlecht 

und Nationalität (in Prozent) 

15-64-Jährige, 2025 

 

 

Quelle: Schweizerische Arbeitskräfteerhebung SAKE (BFS)  
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A 2.7: Beschäftigungsgrad nach Geschlecht und Nationalität  

15-64-jährige Erwerbstätige, 2025 

 

 

Quelle: Schweizerische Arbeitskräfteerhebung SAKE (BFS)  
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werden (vgl. hierzu insbesondere die Studie von BASS (2020) zu Aufenthaltsverläufen ausländischer Familienan-

gehöriger).  

 Erwerbslosigkeit  

 Entwicklung der Erwerbslosigkeit  

Die Erwerbslosenquote unterlag in den vergangenen 15 Jahren konjunkturellen Schwankungen, ein Trendanstieg 

ist aber nicht festzustellen - die strukturelle Arbeitslosigkeit blieb somit auf tiefem Niveau (vgl. A. 2.8). Im Durch-

schnitt der Jahre 2010 bis 2025 betrug die Erwerbslosenquote gesamtschweizerisch 4.6 Prozent. Im Jahr 2025 stieg 

sie im Kontext einer zunehmend angespannten Arbeitsmarktlage auf 4.8 Prozent und damit knapp über dieses 

Mehrjahresmittel.  

Die Erwerbslosenquote von EU/EFTA-Staats-

angehörigen ist gegenüber Schweizer/innen 

erhöht (vgl. nächsten Abschnitt für die Hinter-

gründe). Die Differenz blieb im Zeitverlauf 

abgesehen von konjunkturellen Schwankun-

gen weitgehend konstant. Trotz starker Ar-

beitsmarktzuwanderung sind also weder die 

Einheimischen noch die Zugewanderten selbst 

heute häufiger von Erwerbslosigkeit betroffen 

als vor 15 Jahren. Für Drittstaatsangehörige 

bleibt das Erwerbslosenrisiko stark erhöht; 

eine relative Verschlechterung zur übrigen Er-

werbsbevölkerung ist aber nicht festzustellen.  

Unauffällig sind die Erwerbslosenquoten auch 

in der differenzierten Betrachtung der einzel-

nen Landesteile (vgl. A 2.9). In der West-

schweiz und im Tessin liegt die Erwerbslosig-

keit auf einem höheren Niveau als in der 

Deutschschweiz, die Unterschiede haben sich 

über die vergangenen Jahre aber nicht weiter 

akzentuiert. Auf dieser Grundlage ist auch für 

die Westschweiz und das Tessin von einer 

grundsätzlich komplementären Zuwanderung 

auszugehen. Das Risiko einer Verdrängung 

einheimischer Arbeitskräfte durch ausländi-

sche ist insbesondere mit der in diesen Regio-

nen stärker verbreiteten Grenzgängerbeschäf-

tigung höher als in der Deutschschweiz. 

 

A 2.8: Erwerbslosenquote nach Staatsangehörigkeit (in Prozent) 

2010-2025 

 

Quelle: SAKE (BFS)  
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A 2.9: Erwerbslosenquote nach Sprachregion (in Prozent) 

2010-2025 

 

Anmerkung: Stärkere Schwankungen der Erwerbslosenquote im Tessin aufgrund geringer Stich-

probengrösse. 

Quelle: SAKE (BFS)  
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 Erwerbslosigkeit unter zugewanderten Personen im Vergleich zu Schweizerinnen und Schweizern 

EU/EFTA-Staatsangehörige weisen ein höheres Erwerbslosenrisiko auf als Schweizer/innen. Im Durchschnitt der 

Jahre 2010 bis 2025 belief sich der Unter-

schied in der Erwerbslosenquote auf 2.5 Pro-

zentpunkte (EU/EFTA: 5.9 Prozent, Schwei-

zer/innen 3.4 Prozent). Diese Differenz ist 

massgeblich darauf zurückzuführen, dass Zu-

gewanderte und Einheimische in unterschied-

lichen Tätigkeits- und Wirtschaftsbereichen 

beschäftigt sind (vgl. dazu auch Abschnitt 

1.2.4). So sind EU/EFTA-Staatsangehörige 

deutlich häufiger als Schweizerinnen und 

Schweizer in Wirtschaftszweigen tätig, die 

ausgeprägten Marktkräften wie konjunkturel-

len oder saisonalen Zyklen ausgesetzt sind 

(insbesondere Industrie, Bau- und Gastge-

werbe). Zugleich sind sie in Bereichen wie 

dem Gesundheits- und Sozialwesen, dem Bil-

dungswesen und in der öffentlichen Verwal-

tung, die sich im Unterschied dazu durch eine 

besonders hohe Beschäftigungsstabilität aus-

zeichnen, deutlich weniger stark vertreten als 

Einheimische.   

Dieses Muster hat sich über die letzten 15 

Jahre akzentuiert (vgl. A 2.10). Das Wachs-

tum der Erwerbstätigkeit verteilte sich in die-

sem Zeitraum praktisch gleichmässig auf 

staatsnahe Wirtschaftsbereiche einerseits und 

die gesamte übrige («marktnahe») Wirtschaft 

andererseits. Während der Beschäftigungsaus-

bau in den staatsnahen Bereichen zu gut 60 

Prozent den Schweizerinnen und Schweizern 

zugutekam, wurde das Wachstum der Erwerbstätigkeit in der übrigen Wirtschaft vollständig von ausländischen 

Arbeitskräften ermöglicht.  

Somit ist das erhöhte Erwerbslosenrisiko unter EU/EFTA-Staatsangehörigen im Wesentlichen die Konsequenz 

der Arbeitsteilung zwischen Zugewanderten und Einheimischen. Diese spiegelt sich auch in einer höheren Kon-

junktursensitivität der Erwerbslosenquote von EU/EFTA-Zugewanderten, sowie deutlich ausgeprägteren saisona-

len Mustern im unterjährigen Verlauf (vgl. A 2.11). Diese Arbeitsteilung impliziert auch, dass auch Branchen mit 

überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit wie z.B. Bau- und Gastgewerbe oder die Industrie auf Zuwanderung an-

gewiesen sind.   

A 2.11: Saisonale Muster in der Arbeitslosigkeit von Schweizer/innen und Ausländer/in-

nen 

Prozentuale Abweichung der Arbeitslosenquote vom konjunktuneutralen Niveau (=0) im Mo-

natsverlauf, 2023-2025 

 

Quelle: LAMDA (SECO) 
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A 2.10: Wachstum der Anzahl erwerbstätiger Personen in staatsnahen und allen übrigen 

Wirtschaftsbereichen, nach Staatsangehörigkeit  

Absolute Veränderung zwischen 2010 und 2025, Werte in 1 000 

 

Abweichungen bei Gesamtsummen rundungsbedingt.  

Quelle: ETS (BFS)  
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 Löhne  

 Lohnentwicklung  

Die Nominallöhne stiegen gemäss dem Schweizerischen Lohnindex (SLI) zwischen 2010 und 2025 im Durch-

schnitt um 0.9 Prozent pro Jahr (2025: +1.8%). Bis 2021 führten dabei bereits moderate nominale Erhöhungen zu 

Reallohngewinnen, da die Konsumentenpreise in diesen Jahren kaum angestiegen sind (A 2.12). Ab 2022 kam es 

jedoch zu einem Inflationsschub, ausgelöst 

durch Störungen in den internationalen Liefer-

ketten nach der Covid-Pandemie und steigende 

Energiepreise nach dem Kriegsausbruch in der 

Ukraine. In dieser Zeit hielt die Nominallohn-

entwicklung trotz höherer Wachstumsraten mit 

der Inflation nicht Schritt, so dass es zu spür-

baren Kaufkraftverlusten kam. Im Durch-

schnitt der vergangenen zehn Jahre belief sich 

das Reallohnplus so auf lediglich 0.2 Prozent 

pro Jahr (2010-2025: 0.5 Prozent pro Jahr, 

2025: +1.6%). 

Die Ergebnisse der Lohnstrukturerhebung le-

gen nahe, dass das Lohnwachstum breit über 

die Lohnverteilung abgestützt war (vgl. A 

2.13). Der Medianlohn für eine Vollzeitstelle 

belief sich im Jahr 2024 auf 7 024 Franken 

brutto pro Monat, gegenüber 6 207 Franken im 

Jahr 2010 (+13.2 Prozent resp. +0.9 Prozent 

pro Jahr). Im Quartilsbereich und im neunzigs-

ten Perzentil (P90) war das Lohnwachstum 

gleich hoch wie in der Mitte der Verteilung, im 

untersten Bereich (zehntes Perzentil P10) mit 

1.0 Prozent hingegen leicht stärker. Die Lohn-

struktur blieb somit weitgehend stabil; die 

Lohnungleichheit, gemessen am Verhältnis der höchsten zu den tiefsten Löhnen, weitgehend konstant. Praktisch 

unverändert ist auch der Tieflohnanteil10: 2024 lag dieser bei 10.8 Prozent (2010: 11.5 Prozent).  

Da die Lohnentwicklung und Veränderungen im Lohngefüge von verschiedensten Faktoren (u.a. Konjunktur, In-

flation, Produktivitätsentwicklung, Wettbewerbssituation) abhängig sind, lassen diese Ergebnisse keine direkten 

Rückschlüsse auf mögliche Auswirkungen der Zuwanderung auf die Lohnentwicklung zu. Differenzierte empiri-

 

 

10 In Anlehnung an die international in der Statistik üblichen Definition gilt eine Stelle als Tieflohnstelle, wenn der auf Basis eines Vollzeit-
pensums von 40 Wochenstunden berechnete Monatslohn weniger als zwei Drittel des Bruttomedianlohns beträgt. Im Jahr 2024 lag die so 

definierte Tieflohnschwelle bei 4 683 Franken pro Monat.  

A 2.13: Lohnstruktur 2010 und 2024 

Monatlicher Bruttolohn (standardisiert), privater und öffentlicher Sektor, in CHF 

Zentralwert, 25%- und 75%- Quantil, zehntes und neunzigstes Perzentil (P10, P90) 

 
Berücksichtige Lohnkomponenten: Bruttolohn im Monat Oktober (inkl. Arbeitnehmerbeiträge 

an die Sozialversicherung, Naturalleistungen, regelmässig ausbezahlte Prämien, Umsatz- oder 

Provisionsanteile), Entschädigung für Schicht-, Nacht- und Sonntagsarbeit, 1/12 des 13. Mo-

natslohns sowie 1/12 der jährlichen Sonderzahlungen (oder Boni). Nicht berücksichtigt werden 

Familien- und Kinderzulagen. 

Quelle: LSE (BFS)  
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sche Untersuchungen deuten darauf hin, dass die Auswirkungen je nach Bevölkerungsgruppe bzw. Arbeitsmarkt-

segment in der Vergangenheit unterschiedlich gewesen sein dürften; es findet sich dabei Evidenz sowohl für ne-

gative wie positive Lohneffekte, wobei sich die Frage, wer eher profitiert hat und wer nicht, nicht eindeutig beant-

worten lässt11. Unsere eigenen Beobachtungen gestützt auf die regelmässige Analyse von Lohnunterschieden zwi-

schen ausländischen Arbeitskräften relativ zu ansässigen deuten darauf hin, dass das Risiko negativer Auswirkun-

gen auf die Löhne in erster Linie im Zusammenhang mit der Grenzgängerbeschäftigung erhöht ist (vgl. hierzu 

nachfolgenden Abschnitt 2.4.2).  

 Lohnunterschiede zwischen ausländischen und ansässigen Arbeitskräften  

Ausländische Arbeitskräfte weisen je 

nach Aufenthaltskategorie unterschiedlich 

grosse Lohnunterschiede im Vergleich zu 

Ansässigen auf. Diese Unterschiede hän-

gen stark davon ab, wie sich die jeweili-

gen Personengruppen im Hinblick auf 

lohnrelevante Merkmale wie Ausbildung, 

Beruf, Branche, Alter, Betriebszugehörig-

keit und Geschlecht zusammensetzen. In-

teressant ist deshalb primär der Vergleich 

möglichst ähnlicher Personen. Abbildung A 2.14 zeigt, dass EU/EFTA-Staatsangehörige, die in der Schweiz leben 

und arbeiten, praktisch gleich viel verdienen wie Schweizerinnen und Schweizer: wird Gleiches mit Gleichem 

verglichen, beträgt die Differenz - 1.1 Prozent (absolut betrachtet, d.h. ohne Korrektur um den Einfluss lohnrele-

vanter Merkmale, beträgt der Lohnunterschied -3.2 Prozent, jeweils zu Ungunsten der Zugewanderten)12. Das ist 

ein sehr geringer, in der Realität kaum effektiv relevanter Unterschied (auch unter Berücksichtigung der statisti-

schen Unschärfe). Es ist auf dieser Grundlage davon auszugehen, dass Freizügigkeitszugewanderte grundsätzlich 

ähnliche Lohnforderungen stellen wie Schweizer/innen und diese auch erfolgreich durchsetzen. Das spricht für 

eine auch in dieser Hinsicht gute Arbeitsmarktintegration dieser Personengruppe.  

Für Drittstaatsangehörige resultiert ein etwas grösserer Lohnunterschied von -4.5 Prozent im Vergleich zu Schwei-

zer/innen. Dieses Ergebnis deutet darauf hin, dass in Drittstaaten erworbene Ausbildungsabschlüsse (z.B. aufgrund 

einer ungenügenden Vergleichbarkeit oder Qualität) oftmals nicht im selben Masse auf dem Arbeitsmarkt produk-

tiv eingesetzt werden können. Darüber hinaus dürften schlechtere Sprachkenntnisse als weiterer Erklärungsfaktor 

 

 

11 Einige frühe Studien fanden Evidenz für einen gewissen Lohndruck infolge der Zuwanderung vor allem bei Hochqualifizierten (vgl. Gerfin 

und Kaiser 2010, Favre 2011, Müller et al. 2013), während andere Autoren die Auswirkungen der Zuwanderung für diese Bevölkerungsgruppe 

weitestgehend positiv beurteilen (vgl. Basten und Siegenthaler (2013), Beerli et al. (2021)). Eine Untersuchung von Bächli und Tsankova 
(2020) kommt demgegenüber zum Ergebnis, die Zuwanderung habe negative Auswirkungen auf die Löhne von Lohnbezüger/innen am unteren 

Ende der Lohnverteilung gehabt, wobei ein hoher GAV-Abdeckungsgrad die negativen Effekte abzumildern vermochte.  

12 Die Schätzungen basieren auf einem einfachen regressionsanalytischen Ansatz (Mincer-Lohngleichungen, OLS). Abhängige Variable bildet 
der logarithmierte standardisierte Bruttostundenlohn. Als unabhängige Kontrollvariablen werden berücksichtigt: Alter, Alter im Quadrat, Be-

triebszugehörigkeit, Betriebszugehörigkeit im Quadrat, Geschlecht, Zivilstand und Familientyp (mit/ohne Kind), Ausbildung, Berufshaupt-

gruppe gemäss ISCO, Wirtschaftszweig gemäss NOGA, berufliche Stellung, Beschäftigungsgrad, Grossregion und Kalenderjahr. Robuste 
Standardfehler. Lehrlinge werden in der Analyse nicht berücksichtigt. Beobachtungen unterhalb des 1. und oberhalb des 99. Perzentils der 

Gesamtlohnverteilung wurden von der Untersuchung ausgeschlossen. 

A 2.14: Zugewanderte: Lohnunterschiede gegenüber Ansässigen, nach Herkunftsregion 

ständige Wohnbevölkerung, 2021-2024  

 
Quelle: SAKE (BFS); Analyse SECO 
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eine Rolle spielen. Es wäre also unzulässig, den Lohnunterschied mit Lohndiskriminierung gleichzusetzen - dass 

Drittstaatsangehörige auch mit einer solchen konfrontiert sind, lässt sich aber nicht ausschliessen.  

Analoge Schätzungen für Kurzaufenthalter 

und Grenzgänger zeigen auch für diese 

Arbeitskräfte grössere Lohnabschläge 

gegenüber den Ansässigen (A 2.15)13. 

Kurzaufenthalter (Bewilligung L) erzielten 

im Jahr 2022 im Durchschnitt um -4.3 

Prozent tiefere Löhne als einheimische 

Erwerbstätige mit vergleichbaren 

lohnrelevanten Merkmalen. 

Kurzaufenthalter sind besonders häufig im 

Saisongewerbe und in der Regel in 

befristeten Verträgen beschäftigt und nicht 

Teil der Kernbelegschaft. Mit dieser 

weniger gefestigten Position im 

Unternehmen dürften Lohnnachteile 

verbunden sein, die das Modell nicht vollumfänglich auffängt. Bei den Tätigkeiten von Kurzaufenthaltern dürfte 

es sich zudem häufig um diejenigen (Hilfs-) Funktionen handeln, die am tiefsten entlohnt sind – werden solche 

Stellen systematisch mit Kurzaufenthaltern besetzt, führt auch dies zu grösseren Lohndifferenzen. Somit ist auch 

dieses Ergebnis etwas zu relativieren und darf nicht pauschal mit Diskriminierung gleichgesetzt werden.  

Im Falle der Grenzgänger zeigen die Ergebnisse ein gemischtes Bild. Da Grenzgängerbeschäftigung lokal von sehr 

unterschiedlicher Bedeutung ist, sind hier regional differenzierte Ergebnisse besonders interessant14. In den städ-

tisch geprägten Grenzgebieten rund um Genf und Basel verzeichnen Grenzgänger absolut betrachtet höhere Durch-

schnittslöhne als Ansässige. Das deutet darauf hin, dass Grenzgänger in diesen Gebieten (im Vergleich zur in der 

jeweiligen Region ansässigen Erwerbsbevölkerung) häufiger hochqualifiziert sind als in den übrigen, stärker in-

dustriell geprägten Grenzregionen. Wird für die soziodemografische und wirtschaftliche Struktur kontrolliert, re-

sultieren vergleichsweise geringe negative Lohndifferenzen von -2.9 Prozent in der Region Basel resp. -1.9 Pro-

zent in Genf. Noch kleiner sind die Unterschiede mit -1.6 Prozent in der Ostschweiz. Grenzgänger erzielen in 

 

 

13 Die Schätzungen basieren auf demselben regressionsanalytischen Ansatz wie obige Resultate für Zugewanderte, verwenden aber als Daten-

grundlage die Lohnstrukturerhebung 2022. Vergleichskategorie bilden  Personen mit schweizerischer Staatsangehörigkeit und Ausländer/innen 

mit Niederlassungsbewilligung C (=Ansässige). Abhängige Variable bildet der logarithmierte standardisierte Bruttomonatslohn (inkl. Sozial-
abgaben, Zulagen für Schicht-, Sonntags- u. Nachtarbeit, 1/12 des 13. Monatslohns, 1/12 der unregelmässigen Leistungen; exkl. Verdienst aus 

Überstunden). Als unabhängige Kontrollvariablen wurden berücksichtigt: Alter, Alter im Quadrat, Betriebszugehörigkeit, Betriebszugehörig-

keit im Quadrat, Geschlecht, Zivilstand, Ausbildung, Beruf gemäss ISCO, Wirtschaftszweig gemäss NOGA, berufliche Stellung, Beschäfti-
gungsgrad, Unternehmensgrösse und Grossregion. Beobachtungen unterhalb des 1. und oberhalb des 99. Perzentils der Gesamtlohnverteilung 

von der Untersuchung ausgeschlossen. 
14 Für die Analyse wurden folgende Arbeitsmarktregionen zu fünf Grenzregionen zusammengefasst: Genfersee: Vernier–Lancy, Genève, Le 
Grand-Saconnex, Nyon, Thônex–Chêne-Bougeries, Le Chenit, Rolle–Saint-Prex, Renens–Ecublens, Prilly–Le Mont-sur-Lausanne, Lausanne, 

Yverdon-les-Bains, Monthey, Montreux–Vevey, Aigle; Jurabogen: Val-de-Travers, La Chaux-de-Fonds, Neuchâtel, Saignelégier–Le Noir-

mont Porrentruy, Tramelan–Valbirse, Delémont, Moutier; Südschweiz: Faido, Locarno, Biasca, Bellinzona, Lugano, Mendrisio, St. Moritz, 
Samedan–Pontresina, Scuol, Brig-Glis; Ostschweiz: Schaffhausen, Kreuzlingen, Altstätten, Widnau–Au, Buchs (SG); Nordschweiz: Laufen, 

Reinach (BL)–Allschwil, Basel, Liestal, Rheinfelden. 

A 2.15: Kurzaufenthalter und Grenzgänger: Lohnunterschiede gegenüber Ansässigen 

im Jahr 2022, in Prozent 

 
Quelle: LSE (BFS); Analyse SECO 
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diesen Regionen demzufolge weitestgehend ähnlich hohe Löhne wie ansässige Erwerbstätige. Auffällig sind hin-

gegen die Ergebnisse für die Südschweiz, wo die Lohnabschläge der Grenzgänger gegenüber merkmalsgleichen 

Ansässigen gemäss der Modellschätzung -10.7 Prozent betragen. Auch im Jurabogen erklärt das Modell die Lohn-

unterschiede nicht vollständig und es verbleibt eine Differenz von -5.4 Prozent.  

Mit diesen Resultaten bestätigen sich die Ergebnisse früherer Untersuchungen. So hat eine im Rahmen des 17. 

Observatoriumsberichts vorgenommene, umfassendere Analyse der Grenzgebiete gestützt auf die Daten der Lohn-

strukturerhebung 2018 zu ähnlichen Resultaten geführt15. Die Ergebnisse sind überdies konsistent mit den Resul-

taten von Bigotta (2017) und Bigotta und Giancone (2022)16. Im Falle des Tessin ist zu berücksichtigen, dass hohe 

Lohnunterschiede von Grenzgängern gegenüber Einheimischen auch mit Besonderheiten der lokalen Wirtschafts-

struktur verbunden sind. So gibt es im Tessin Unternehmen, deren Beschäftigte praktisch ausschliesslich Grenz-

gänger sind. Die Löhne sind in diesem in sich weitgehend geschlossenen Arbeitsmarktsegment tief. Es ist davon 

auszugehen, dass die Ergebnisse zu den Lohnunterschieden zwischen Grenzgängern und Ansässigen im Tessin 

zumindest zum Teil durch diese lokale Besonderheit getrieben sind.17 Bekräftigt wird diese Vermutung durch die 

Ergebnisse von Bigotta und Giancone (2022), die zeigen, dass die unerklärten Lohndifferenzen zwischen Grenz-

gängern und Ansässigen im Tessin am unteren Ende der Lohnverteilung grösser ausfallen und im Median und am 

oberen Ende der Verteilung moderater (aber auch nicht vernachlässigbar) sind18.  

Insgesamt müssen die Ergebnisse gleichwohl als Hinweise darauf verstanden werden, dass das Risiko für Lohn-

unterbietung gerade in der Südschweiz, wo Grenzgänger einen besonders hohen Anteil an der lokalen Beschäfti-

gung ausmachen, erhöht ist. Inwiefern damit auch negative Auswirkungen auf die einheimische Bevölkerung ver-

bunden sind, lässt sich aus diesen Ergebnissen nicht ableiten. Immerhin sind aber die Medianlöhne der im Tessin 

ansässigen Arbeitskräfte in den vergangenen Jahren im Gleichschritt mit der übrigen Schweiz gewachsen (vgl. 

dazu Bigotta 202419). Ein besonderes Augenmerk auf die Entwicklung der Arbeitsmarktdynamik in den Grenzkan-

tonen bleibt sicherlich weiterhin angezeigt.  

 

 

 

 

  

 

 

15 Die Lohnunterschiede zwischen Grenzgängern und Ansässigen wurden mit einem ähnlichen methodischen Ansatz auf der Grundlage der 

Daten der Lohnstrukturerhebung des Jahres 2018 für die Südschweiz auf -11.9 Prozent, für den Jurabogen auf -5.8, für die Region Genf auf  

-2.8, die Region Basel auf -1.8 und die Ostschweiz auf +1.0 Prozent geschätzt. Vgl. SECO (2019), 17. Bericht des Observatoriums zum 
Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der EU. Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf Arbeitsmarkt und Sozialleistungen. 

Bern, S. 82ff.  
16 Vgl. Bigotta, M. (2017), Il differenziale salariale tra residenti e frontalieri in Ticino. Migrazione e integrazione: focus sul Ticino, Forum, Nr. 
9. Die Untersuchung weist für den Kanton Tessin im Jahr 2016 unerklärte Lohndifferenzen von Grenzgänger/innen gegenüber Ansässigen von 

-12 Prozent aus. S. ausserdem Bigotta, M., Giancone, V. (2022), La differenza salariale tra residenti e frontalieri. Extra Dati Nr. 6, Ufficio di 

Statistica Ustat, Bellinzona. Ein Coarsened Exact Matching-Ansatz ergab unerklärte Unterschiede im Medianlohn von Grenzgänger/innen 
gegenüber Ansässigen im Tessin in der Höhe von 8.2 Prozent. Die Ergebnisse für die Nordwestschweiz liessen auf vernachlässigbare Unter-

schiede schliessen, für den Kanton Genf ergab sich eine unerklärte Differenz von -3.2 Prozent.  
17 2018 waren gut 17% der Grenzgänger/innen im Tessin in einem Betrieb mit 90% oder mehr Grenzgängerbeschäftigten tätig. In früheren 
Schätzungen verringerte sich der unerklärte Teil der Lohndifferenz zwischen Ansässigen und Grenzgänger/innen um gut die Hälfte (von 11.9% 

auf 5.1%), wenn im Modell auch für firmenspezifische Effekte kontrolliert wurde. Vgl. SECO (2019), 17. Bericht des Observatoriums zum 

Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der EU. Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf Arbeitsmarkt und Sozialleistungen. 
Bern, S. 85ff.  
18 Ein Coarsened Exact Matching-Ansatz ergab unerklärte Unterschiede im Medianlohn von Grenzgänger/innen gegenüber Ansässigen im 

Tessin in der Höhe von 8.2 Prozent. Im ersten Quartil lag diese Differenz mit 12.2 Prozent deutlich höher, als im dritten Quartil mit 7.5 Prozent. 
Bigotta, M., Giancone, V. (2022), La differenza salariale tra residenti e frontalieri. Extra Dati Nr. 6, Ufficio di Statistica Ustat, Bellinzona.  
19 Bigotta, M. (2024), I salari nel 2022: Ticino e resto della svizzera a confronto. Extra Dati Nr. 6, Ufficio di Statistica Ustat, Bellinzona.  
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 Soziale Sicherheit 

 Alters- und Hinterlassenenversicherung  

Die Beiträge der Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden stellen die Hauptfinanzierungsquelle der ersten Säule 

(AHV/IV/EO) dar. Im Jahr 2025 deckten diese 69 Prozent der Ausgaben dieses Systems inkl. Ergänzungsleistun-

gen (Betriebsrechnung Zentrale Aus-

gleichskasse 2025). Der Rest wird haupt-

sächlich von der öffentlichen Hand, mit-

tels Steuern, finanziert. Gemäss AHV-

Einkommensstatistik hat der Anteil der 

EU/EFTA-Staatsangehörigen an der bei-

tragspflichtigen Lohnsumme aufgrund 

der anhaltend starken Zuwanderung in 

den vergangenen Jahren deutlich zuge-

nommen. Im Jahr 2023 betrug dieser 27.7 

Prozent, gegenüber 21.4 Prozent im Jahr 

2010. Spiegelbildlich dazu hat der Anteil 

der schweizerischen Staatsangehörigen 

von 72.4 Prozent auf 64.4 Prozent abge-

nommen. Derjenige der Drittstaatsange-

hörigen hat leicht zugenommen auf 7.2 

Prozent (2010: 6.2%). Insgesamt trugen 

ausländische Arbeitskräfte somit massge-

blich zur Finanzierung der ersten Säule 

bei. 

In Abbildung 3.1 zeigt sich, dass dem An-

teil von 27.7 Prozent, den EU/EFTA-

Staatsangehörige im Jahr 2023 zu den 

Lohnbeiträgen beisteuerten, ein Anteil 

von 15.3 Prozent der bezogenen individu-

ellen AHV und IV-Leistungen gegen-

überstand. Im Detail bezogen sie 15.4 

Prozent der Summe der ausgerichteten 

AHV-Renten, 14.5 Prozent der Renten 

und Eingliederungsmassnahmen der IV,11.2 Prozent der Ergänzungsleistungen (EL) und 16.7 Prozent der Ent-

schädigungen für Erwerbsausfall (EO) (vgl. A 3.2). Es ist in Bezug auf die Renten darauf hinzuweisen, dass im 

Jahr 2025 nur 7 Prozent der EU/EFTA-Staatsangehörigen, die eine Altersrente bezogen, eine volle Beitragskarriere 

aufwiesen und eine Vollrente bezogen. Bei den IV-Rentenbeziehenden mit EU/EFTA-Staatsangehörigkeit bezo-

gen 27 Prozent eine Vollrente.  

A 3.2: Anteile der EU/EFTA-Staatsangehörigen an den Beiträgen und Hauptleistungen der 

ersten Säule, in % 

 
Auswertung basierend auf den jeweils aktuellsten verfügbaren Daten: AHV-Einkommen 2023 

(alle beitragspflichtigen Einkommen), EO 2024, EL 2025, Eingliederungsmassnahmen IV 2025, 

AHV- und IV-Renten 2025.  

Quelle: BSV 
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Auswertung basierend auf den jeweils aktuellsten verfügbaren Daten: AHV-Einkommen 2023 

(alle beitragspflichtigen Einkommen), Eingliederungsmassnahmen IV 2025, AHV- und IV-Ren-

ten 2025.  

Total Lohnbeiträge 2023: AHV: 37.4 Mrd. CHF / IV 6.0 Mrd. CHF 

Total Sozialleistungen 2024: AHV: 50.9 Mrd. CHF  / IV: 9.4 Mrd. CHF. 

Quelle: BSV 
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Gemäss einer Studie von Favre, Föllmi, und Zweimüller (2023) wirkt sich Zuwanderung auch in langfristiger 

Perspektive positiv für die erste Säule aus. Hauptgrund dafür ist die durch die Zuwanderung verjüngte Bevölke-

rungsstruktur. Obwohl sich diese verjüngende Wirkung bis 2070 abschwächen wird, tragen Ausländer/innen bei 

anhaltender Zuwanderung auch im Jahr 2070 verhältnismässig mehr zu den Sozialversicherungen bei, als sie an 

Leistungen erhalten. Die geleisteten Beiträge von EU/EFTA-Staatsangehörigen übersteigen deren bezogene Leis-

tungen deshalb besonders stark, weil sie im Vergleich zu anderen Zuwanderungsgruppen höhere Einkommen er-

zielen und ihre Erwerbsbeteiligung grösser ist. Die Studie berücksichtigt beitragsseitig nur die Lohnbeiträge, nicht 

jedoch andere Finanzierungsquellen wie z.B. den Bundesbeitrag oder die Mehrwertsteuer; sie erlaubt deshalb 

keine Aussagen über das künftige Umlageergebnis der Sozialversicherungen. 

 Invalidenversicherung   

Im Jahr 2025 entsprachen die Renten 55 Prozent des Ausgabenvolumens der IV (Betriebsrechnung Zentrale Aus-

gleichskasse 2025). Es wurden 260 581 Invalidenrenten ausgerichtet, davon 73 Prozent an schweizerische Staats-

angehörige, 19 Prozent an EU/EFTA-Staatsangehörige und 9 Prozent an Drittstaatsangehörige. In allen Bevölke-

rungsgruppen war 2025 ein leichtes Wachs-

tum zu verzeichnen; nach einem Höchststand 

im Jahr 2005 hatte sich der Rentnerbestand zu-

vor rückläufig entwickelt, wobei dieser Trend 

bei den EU/EFTA-Staatsangehörigen ausge-

prägter war als bei den Schweizern/innen (vgl. 

A 3.3).  

Die IV-Quote der ausländischen Bevölkerung 

ist seit 2010 stark gesunken und lag 2025 mit 

2.5 Prozent für EU/EFTA- und 3.2 Prozent für 

Drittstaatsangehörige deutlich tiefer als die 

Quote der Schweizerinnen und Schweizer mit 

4.9 Prozent (vgl. A 3.4).  

Da EU/EFTA-Staatsangehörige mittels Bei-

tragszahlungen in grösserem Ausmass zur Fi-

nanzierung der IV beitrugen (27.7%) als sie 

Leistungen bezogen (14.5% der Summe der 

IV-Renten und Eingliederungsmassnahmen), 

kann insgesamt festgestellt werden, dass die 

Personenfreizügigkeit keine Mehrbelastung 

für die IV zur Folge hatte und das Umlageer-

gebnis positiv beeinflusste. Die Befürchtung, 

die Personenfreizügigkeit führe zu einer mas-

siven Zunahme der Anzahl ausländischer IV-

Leistungsbeziehenden hat sich nicht bewahr-

heitet.  

A 3.4:  IV-Quote der ständigen Wohnbevölkerung der Schweiz nach Nationalität 

 2010-2025 

 
Die IV-Quote bezeichnet den Anteil der IV-Rentenbeziehenden an der ständigen Wohnbe-

völkerung der Schweiz im Alter zwischen 18 Jahren und dem Referenzalter. 

Quelle: BSV 
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A 3.3: Anzahl der IV-Rentenbeziehenden nach Nationalität, 2002-2025 

Dezemberwerte, in 1 000  

 
Quelle: BSV 
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 Ergänzungsleistungen  

Im Jahr 2025 richteten Bund und Kantone Er-

gänzungsleistungen zu den Leistungen der 1. 

Säule an 361 209 Personen aus. Die Ergän-

zungsleistungen (EL) garantieren ein Mindest-

einkommen. Anspruch auf EL haben von den 

rund 2.1 Millionen AHV- und IV-Rentenbe-

ziehenden mit Wohnsitz in der Schweiz dieje-

nigen Personen, die in bescheidenen wirt-

schaftlichen Verhältnissen leben. Im Jahr 2025 

hatten nahezu 80 Prozent der AHV/IV-Ren-

tenbezüger/innen20 aus den EU/EFTA-Staaten 

Wohnsitz im Ausland und somit keinen An-

spruch auf Ergänzungsleistungen.  

Ende 2025 waren 74 Prozent der EL-Bezü-

ger/innen schweizerische Staatsangehörige, 12 

Prozent EU/EFTA-Staatsangehörige und 14 

Prozent Drittstaatenangehörige (A 3.5). Die 

absolute Anzahl der EL-Bezüger/innen hat seit 

2002 zugenommen. Die Zunahme spiegelt in 

erster Linie die demografische Alterung bzw. 

die Zunahme der Anzahl Rentenbeziehenden 

der ersten Säule. Im Verhältnis zu den an-

spruchsberechtigten IV- oder AHV-Rentenbe-

ziehenden hat die Anzahl EL-Beziehender nur 

leicht zugenommen. Während die EL-Quote 

für schweizerische Staatsangehörige seit 2010 relativ konstant zwischen 14 Prozent und 15 Prozent liegt, hat die 

EL-Quote von EU/EFTA-Staatsangehörigen leicht von 22 Prozent auf 24 Prozent zugenommen; die Quote der 

Drittstaatsangehörigen stieg von 44 Prozent auf 49 Prozent (A 3.6). Somit haben EU/EFTA-Staatsangehörige, die 

heute im Rentenalter sind, ein höheres individuelles EL-Bezugsrisiko als Schweizerinnen und Schweizer. Ihr An-

teil am Total der ausbezahlten EL liegt mit 11.2 Prozent gleichwohl deutlich tiefer als ihr Finanzierungsbeitrag an 

die erste Säule (27.7 Prozent, vgl. A 3.2).  

  

 

 

20 Berücksichtigt werden nur die Altersrenten (ohne Hinterlassenenrenten) und Invalidenrenten 

A 3.5: Anzahl Bezüger/innen von Ergänzungsleistungen der AHV/IV nach Nationalität, 

2002-2025 

Dezemberwerte, in 1 000 

 

Abweichungen bei Gesamtsummen rundungsbedingt.  

Quelle: BSV 
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A 3.6: EL-Quote der AHV-/IV-Rentenbeziehenden nach Nationalität  

 
Quelle: BSV 
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 Arbeitslosenversicherung 

Die Personenfreizügigkeit bedingt eine Koordination des Arbeitslosenversicherungsrechts, damit mobile Arbeits-

kräfte aus EU/EFTA-Staaten den beste-

henden Schutz aus dem Herkunftsland mit 

der Auswanderung nicht verlieren und im 

Aufnahmeland einen gleichwertigen 

Schutz vor Arbeitslosigkeit wie die ansäs-

sige Wohnbevölkerung geniessen. Für 

Arbeitnehmende aus EU/EFTA-Staaten, 

die in der Schweiz wohnhaft sind, gilt das 

sog. Totalisierungsprinzip. Dieses sieht 

vor, dass die im Herkunftsland geleistete 

Beitragszeit an die in der Schweiz erfor-

derliche Mindestbeitragszeit (12 Monate 

innerhalb von 2 Jahren) angerechnet wird. 

2025 wurden so insgesamt 37.5 Mio. 

Franken an Arbeitslosentaggeldern für 

EU/EFTA-Staatsangehörige entrichtet, 

welche sich zum Leistungsbezug Bei-

tragszeiten aus dem Ausland anrechnen 

liessen (vgl. A 3.7). Die Höhe der Auszah-

lungen folgt dem Konjunkturverlauf.   
 

Grenzgänger/innen beziehen Leistungen 

der Arbeitslosenversicherung (ALV) in 

ihrem Wohnstaat und nicht in der 

Schweiz. Dabei kommt die Verordnung 

(EG) Nr. 883/2004 zur Anwendung, wo-

nach die Schweiz dem Wohnstaat die an 

arbeitslos gewordene Grenzgänger/innen 

ausgerichtete Arbeitslosenentschädigung 

(je nach Länge der Beitragszeit in der 

Schweiz) während der ersten drei bis fünf 

Monate zurückerstattet. Im Jahr 2025 

wurden insgesamt 291 Mio. Franken an 

die Herkunftsstaaten von Grenzgänger/innen erstattet (vgl. A 3.8).  

Verhältnis zwischen ALV-Beiträgen und Leistungsbezügen nach Staatsangehörigkeit: Aus Abbildung 3.9 geht 

hervor, dass Schweizerinnen und Schweizer im Jahr 2024 67 Prozent der ALV-Beiträge beisteuerten, jedoch nur 

50 Prozent der ausgerichteten Leistungen in Form von Arbeitslosenentschädigung (ALE) bezogen. Sie waren da-

mit also deutliche Nettozahler/innen der ALV; der Anteil an den ALV-Beiträgen übertraf den Anteil an ausbezahl-

ten ALE um 36 Prozent. Ausländer/innen waren demgegenüber im Durchschnitt Netto-Bezüger/innen: EU/EFTA-

A 3.8: Grenzgänger/innen: Retrozessionen von ALV-Beiträgen und Rückerstattungen 

von Arbeitslosentaggeldern an den Wohnstaat 

in Millionen CHF 

 
In der Übergangsphase vom 1. Juni 2002 bis am 31. Mai 2009 wurden die ALV-Beiträge der 

Grenzgänger/innen dem Wohnstaat (Deutschland, Frankreich, Italien und Österreich) zurück-

erstattet (Retrozessionen). Im Anschluss an die Übergangsregelung – vom 1. Juni 2009 bis zum 

31. März 2012 – wurden ALV-Beiträge der Grenzgänger/innen dem Wohnstaat nicht mehr 

retrozediert. Seit dem 1. April 2012 kommt die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Anwen-

dung, wonach die Schweiz dem Wohnstaat die an arbeitslos gewordene Grenzgänger ausge-

richtete Arbeitslosenentschädigung (je nach Länge der Beitragszeit in der Schweiz) während 

der ersten drei bis fünf Monate zurückerstattet (Rückerstattungen).  

Quelle: Rechnungsergebnis ALV (SECO) 
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A 3.7: Auszahlungen von Arbeitslosentaggeldern an EU/EFTA-Staatsangehörige auf-

grund des Totalisierungsprinzips, nach Aufenthaltsbewilligung 

in Millionen CHF 

 
Für das UK sind Totalisierungen auch nach dem Brexit weiterhin möglich und deshalb in der 

Auswertung in allen Jahren mitenthalten. 

Quelle: LAMDA (SECO) 
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Staatsangehörige leisteten 2024 26 Pro-

zent der ALV-Beiträge und bezogen 

34 Prozent der Leistungen. Der Einnah-

menanteil lag damit um 24 Prozent unter 

demjenigen an den Ausgaben für ALE. 

Für Drittstaatsangehörige lag dieses 

Verhältnis bei 7 Prozent (Beiträge) zu 

16 Prozent (Leistungen). Diese Ergeb-

nisse spiegeln die in Kapitel 2.3 be-

schriebenen Unterschiede im Arbeitslo-

senrisiko zwischen diesen Bevölke-

rungsgruppen.  

 Sozialhilfe  

Die Sozialhilfe bildet das letzte Auf-

fangnetz im sozialen Sicherungssystem 

der Schweiz. Deren Ausgestaltung ist 

Sache der Kantone und Gemeinden. 

Staatsangehörige des EU/EFTA-Raums 

sind je nach Aufenthaltsstatus berech-

tigt, Leistungen der Sozialhilfe zu bezie-

hen; sofern sie beispielsweise über eine 

Aufenthaltsbewilligung als Arbeitneh-

mer/in- bzw. Niederlassungsbewilli-

gung verfügen, sind sie diesbezüglich 

gleich zu behandeln wie Schweizer/in-

nen. Der Bezug von Sozialhilfe kann je-

doch zur Überprüfung des Aufenthaltsrechts führen. Explizit vom Anspruch auf Sozialhilfe ausgeschlossen sind 

hingegen Personen, welche zur Stellensuche in die Schweiz eingereist sind, sowie auch Nichterwerbstätige.   

Die Sozialhilfequote ist im gesamtschweizerischen Durchschnitt zwischen 2010 und 2017 von 3.0 auf 3.3 Prozent 

angestiegen und entwickelte sich dann rückläufig (vgl. A 3.10). Im Jahr 2023 erreichte die Quote mit 2.8 Prozent 

ihren bisherigen Tiefstwert. Mit 2.9 Prozent lag sie im Jahr 2024 nur geringfügig höher und weiterhin unter dem 

langjährigen Durchschnitt. Ausländer/innen weisen gegenüber Schweizer/innen ein erhöhtes Sozialhilferisiko auf. 

Das gilt auch für Staatsangehörige der EU/EFTA. Deren Sozialhilfequote hat sich im Laufe der vergangenen Jahre 

allerdings besonders deutlich verringert und der tieferen Quote der Schweizer/innen angenähert. Darin spiegelt 

sich in erster Linie die starke Zunahme in der Bevölkerung von im Rahmen des FZA zugewanderten Personen mit 

guten beruflichen Qualifikationen und einer anhaltend starken Arbeitsmarktausrichtung21. Im Jahr 2024 lag die 

 

 

21Bezogen auf die Entwicklung am aktuellen Rand stellt sich allerdings die Frage, ob auch ein allfälliger vermehrter Nichtbezug von Sozial-

hilfeleistungen durch eigentlich anspruchsberechtigte, armutsgefährdete Personen aus dem EU/EFTA-Raum zum beobachteten Rückgang der 

 

A 3.9: Einnahmen der ALV aus Lohnbeiträgen und Ausgaben für Arbeitslosenentschädigung, 

nach Staatsangehörigkeit 

Im Jahr 2024 

 
Total ALV-Lohnbeiträge 2024: 8.1 Mrd. CHF 

Total ausbezahlte Arbeitslosenentschädigung 2024: 5.4 Mrd. CHF. 

Quelle: Individuelle Konten der AHV (BSV), Rechnungsergebnis ALV (SECO)  
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A 3.10:   Sozialhilfequote nach Staatsangehörigkeit  

2010-2024 (in Prozent) 

 

Quelle: Sozialhilfestatistik (BFS), Auswertung SECO 
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Sozialhilfequote der EU/EFTA-Staatsangehörigen bei 2.3 Prozent, gegenüber 1.8 Prozent für Schweizer/innen. Im 

Vergleich markant höher sind die Sozialhilfequoten von Drittstaatsangehörigen mit 11.3 Prozent22.  

In einer früheren Ausgabe dieses Berichts wurden die Sozialhilfebezüge von Freizügigkeitszugewanderten im 

Rahmen eines Schwerpunktkapitels vertieft analysiert und Auswertungen nicht nur nach Nationalität, sondern zu-

sätzlich auch nach Zuwanderungszeitpunkt resp. in Abhängigkeit von der Aufenthaltsdauer in der Schweiz ausge-

wiesen (vgl. 19. Bericht des Observatoriums zum Freizügigkeitsabkommen (2023), S 35ff.). Untersucht wurden 

Personen im Erwerbsalter im Zeitraum 2010-2021. Die Ergebnisse zeigten, dass das Ausmass der Inanspruch-

nahme von Sozialhilfeleistungen durch FZA-Zugewanderte im Durchschnitt sogar tiefer lag als für Schweizerin-

nen und Schweizer. Insbesondere Leistungsbezüge unmittelbar nach der Einreise waren in allen untersuchten Ko-

horten äusserst selten. Mit zunehmender Aufenthaltsdauer nahm das Risiko eines Leistungsbezugs allerdings er-

wartungsgemäss zu, blieb jedoch auch fünf Jahre nach der Einreise jeweils unter dem Niveau der Schweizerinnen 

und Schweizer. Die Ergebnisse bestätigten damit weitestgehend die Resultate früherer Untersuchungen zum 

Thema (u.a. 14. Bericht des Observatoriums zum Freizügigkeitsabkommen (2018), Fluder et al. (2013)).  

 Ausgaben für Sozialleistungen insgesamt   

Anhand der Gesamtrechnung der Sozialen Sicherheit (GRSS) kann die Ausgabenentwicklung für Sozialleistungen 

differenziert nach Art des Risikos oder Bedürfnisses, für das sie ausgerichtet werden (z.B. Alter, Invalidität, Ge-

sundheitsversorgung, Arbeitslosigkeit) analysiert werden. Gemäss GRSS beliefen sich die Ausgaben für Sozial-

leistungen in der Schweiz im Jahr 2022 insgesamt auf 213 Milliarden Franken, was einem Anteil von 26.6 Prozent 

des Bruttoinlandprodukts entsprach. Im Jahr 2002 hatten die Ausgaben noch einen Anteil von 23.0 Prozent des 

BIP ausgemacht, 3.6 Prozentpunkte weniger. Der Anstieg war auf die steigenden Ausgaben für die Gesundheits-

versorgung (+2.3 Prozentpunkte) sowie für die Alters- und Hinterbliebenenversicherung (+1.9 Prozentpunkte) zu-

rückzuführen. Im Bereich Invalidität ging der Ausgabenanteil um 0.6 Prozentpunkte zurück, während er in den 

 

 

Sozialhilfequote beigetragen hat. Ein Bezug von Sozialhilfe kann, wie eingangs erwähnt, aufenthaltsrechtliche Konsequenzen haben. Das im 

Jahr 2019 in Kraft getretene revidierte Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) hat dabei höhere Hürden für die Erteilung der Niederlassungs-

bewilligung geschaffen und den Entzug oder die Rückstufung der Niederlassungsbewilligung bzw. die Nichtverlängerung der Aufenthaltsbe-
willigung, etwa aufgrund des Bezugs von Sozialhilfe, vereinfacht. Eine neuere Untersuchung liefert gewisse Hinweise darauf, dass vermehrter 

Nichtbezug tatsächlich einen gewissen Erklärungsgehalt für die Entwicklung haben könnte (vgl. BASS 2022). 

22In der Statistik zur wirtschaftlichen Sozialhilfe werden auch anerkannte Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene erfasst, und zwar nach 
fünf Jahren Aufenthalt bzw. ab dem Zeitpunkt, ab dem die finanzielle Verantwortung vom Bund auf die Kantone übergeht. Ein Anstieg der 

Asylmigration schlägt sich demnach jeweils mit zeitlicher Verzögerung in diesen Daten nieder. So steht der zwischen 2019 und 2022 beobach-

tete Anstieg der Sozialhilfequote von Drittstaatsangehörigen mit der grossen Anzahl an Asylgesuchen der Jahre zwischen 2014 und 2016 in 
Zusammenhang («Flüchtlingskrise»). Weiterführende Informationen zum Sozialhilfebezug im Asyl- resp. Flüchtlingsbereich liefern die kom-

plementären Statistiken zur Sozialhilfe im Flüchtlingsbereich (SH-FlüStat) und der Sozialhilfe im Asylbereich (SH-AsylStat) des BFS. 

A 3.11:  Anteil der Sozialleistungen am BIP 

2002 und 2022, in Prozent und Zunahme in Prozentpunkten 

 
Quelle: Gesamtrechnung der Sozialen Sicherheit (GRSS) 
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Bereichen Arbeitslosigkeit und den übrigen Sozialleistungen (Kinder / Familie, Wohnen und soziale Ausgrenzung) 

praktisch konstant blieb. Somit stand die Zunahme der Sozialausgaben gesamthaft in erster Linie in Zusammen-

hang mit der demografischen Alterung. Die Personenfreizügigkeit trug somit – aufgrund der jüngeren Altersstruk-

tur der Zugewanderten und der häufigen Rückwanderung vor Erreichen des Rentenalters – kaum nennenswert zu 

diesem Wachstum bei. Hingegen leistete sie einen massgeblichen Beitrag zur Finanzierung der demografiebeding-

ten Mehrausgaben in den Bereichen der Altersvorsorge und der Gesundheit, wo mit zunehmendem Alter höhere 

Kosten anfallen.    
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Personenfreizügigkeit: Wichtigste Entwicklungen und aktueller Stand  

Hintergrundinformationen zum Personenfreizügigkeitsabkommen finden sich auf der Webseite des Staatssekreta-

riats für Migration (SEM) unter www.sem.admin.ch > Einreise, Aufenthalt & Arbeit > Personenfreizügigkeit 

Schweiz-EU/EUEFTA. 

  

 Personenfreizügigkeit mit Beschränkungen (Inländervorrang und vorgängige Kontrolle der Lohn- und Arbeitsbedingungen. Kontingente)  

 Volle Personenfreizügigkeit, aber Ventilklausel (schraffierter Bereich: Anrufung Ventilklausel und Wiedereinführung Kontingente) 

 Volle Personenfreizügigkeit 

Ablehnung Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz» 
(Nachhaltigkeits-Initiative) 

Parlamentarische Beratung Paket CH – EU (Bilaterale III)  

Verhandlungen Paket CH – EU (Bilaterale III)  
 

PFZ endet mit dem Vereinigten Königreich (Brexit) 

Ablehnung Volksinitiative «Für eine massvolle Zuwanderung» 

(Begrenzungs-Initiative) 

Inkrafttreten der Stellenmeldepflicht  

(Umsetzung der Initiative «Gegen Masseneinwanderung»)   

Ausdehnung FZA auf Kroatien  
(Inkrafttreten Protokoll III) 

Ablehnung Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung»  

(Ecopop-Initiative) 

Annahme Volksinitiative «Gegen Masseneinwanderung»  

Ausdehnung FZA auf Rumänien und Bulgarien 
 (Inkrafttreten Protokoll II) 

Ausdehnung FZA auf EU8, Malta und Zypern  
(Inkrafttreten Protokoll I) 

Einführung der Flankierenden Massnahmen (FlaM) 

(Schutz der Lohn- und Arbeitsbedingungen) 

Inkrafttreten FZA (EU15/EFTA)  

 Genehmigung FZA als Teil Vertragspaket «Bilaterale I»  

(Volksabstimmung) 

2026 

2025 

2024 

2023 

2022 

2021 

2020 

2019 

2018 

2017 

2016 

2015 

2014 

2013 

2012 

2011 

2010 

2009 

2008 

2007 

2006 

2005 

2004 

2003 

2002 

2001 

2000 

EU8 

 

EU15 

EFTA  
BLG 

ROU  

HRV  

 Legende: 

CYP 

MLT 

http://www.sem.admin.ch/
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Mandat und Publikationen des Observatoriums zum Freizügigkeitsabkommen  

Das Observatorium hat den Auftrag, die Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf die demografische Dyna-

mik, den Arbeitsmarkt und die soziale Sicherheit zu beurteilen und darüber Bericht zu erstatten. Es wird von einer 

interdepartementalen Arbeitsgruppe getragen, in welcher neben dem Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) auch 

das Staatssekretariat für Migration (SEM), das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) und das Bundesamt 

für Statistik (BFS) vertreten sind.  

Das vollständige Mandat des Observatoriums sowie sämtliche bislang erschienenen Berichte sind auf der Webseite 

des SECO abrufbar unter: www.seco.admin.ch > Arbeit > Personenfreizügigkeit und Arbeitsbeziehungen > Das 

Observatoriums zum Freizügigkeitsabkommen Schweiz-EU.  Die Berichte enthielten jeweils regelmässig vertie-

fende Beiträge zu ausgewählten Fragestellungen. Eine Auswahl dieser Themenschwerpunkte ist im Folgenden 

aufgeführt: 

 

 

2025 Übereinstimmung von formaler Qualifikation und Anforderungsniveau des Berufs unter Zugewanderten 

und Einheimischen (21. Bericht, S. 19ff.)  

 

2024 Die Arbeitsmigration in die Schweiz: eine Betrachtung im internationalen Vergleich (20. Bericht: S. 44ff.) 

 

2023 Sozialleistungsbezug von FZA-Zugewanderten: Vertiefende Untersuchung (19. Bericht, S. 35ff.) 

 

2022 Arbeitsmarktentwicklung in der Covid-Krise (18. Bericht, S. 70ff.) 

Zuwanderung und Digitalisierung: Arbeitskräfte für die IT (18. Bericht, S. 85ff.) 

 

2021 Ausländische Arbeitskräfte im Gesundheitswesen (17. Bericht, S. 58 ff.) 

Arbeitsmarktentwicklung in den Grenzregionen (17. Bericht, S. 68 ff.) 

 

2020 Flexible Arbeitsformen bei Zugewanderten aus der EU/EFTA (16. Bericht, S. 53ff.) 

Wirtschaftliche Integration von ausländischen Familienangehörigen aus dem Familiennachzug (16. Be-

richt, S. 73ff.) 

 

2019 Löhne von ansässigen und zugewanderten Erwerbstätigen (15. Bericht, S. 63ff.) 

 

2018 Einkommensverläufe von Immigranten auf dem Schweizer Arbeitsmarkt (15. Bericht, S. 73ff.) 

 

 

 

 

  

http://www.seco.admin.ch/
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